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öffentlich

Dezernat B
Stadtwerke Leonberg - kaufmännisch
 Bezugsvorlagen:

Beratungsfolge Ö / N

Ortschaftsrat Höfingen (Anhörung) Ö
Ortschaftsrat Gebersheim (Anhörung) Ö
Ortschaftsrat Warmbronn (Anhörung) Ö
Finanz- und Verwaltungsausschuss (Anhörung) Ö
Gemeinderat (Kenntnisnahme) Ö

Öffentlicher Personennahverkehr
Dritte Fortschreibung des Nahverkehrsplans des Landkreises 
Böblingen

Beschlussvorschlag

1. Der Entwurf des Nahverkehrsplans wird zur Kenntnis genommen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die von den Gremien beschlossenen Anregungen und 
Verbesserungen bei der Fortschreibung des Nahverkehrsplans einzubringen

 

Finanzielle Auswirkungen:

JA  
  
NEIN x
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1.    Zusammenfassung des Sachverhalts
 

Nach dem Gesetz zur Umsetzung der Bahnstrukturreform und zur Gestaltung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in Baden-Württemberg ist der Landkreis 
Aufgabenträger für den Busverkehr und hat im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung 
zur Sicherung und zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs nach 

§ 11 ÖPNV-Gesetz (ÖPNVG) einen Nahverkehrsplan (NVP) aufzustellen (weisungsfreie 
Pflichtaufgabe). Der NVP dient den ÖPNV- Aufgabenträgern als Instrument zur 
Formulierung ihrer Zielvorstellungen und bildet den Rahmen für die Entwicklung des 
ÖPNV. 

 
Die Stadtverwaltung erhielt nunmehr die Gelegenheit, ihre Stellungnahme und weitere 

Anregungen zum Gesamtentwurf des Nahverkehrsplans (3. Fortschreibung) dem 
Landratsamt Böblingen bis zum 30.10.2020 vorzulegen. 

 
Der gesamte Textband Nahverkehrsplan (Kreistagdrucksache KT-DS Nr. 082/2020) 

einschließlich Anlagen kann auf elektronischem Weg auf der Homepage des 
Landkreises unter  https://kurzelinks.de/NVP2020e (Dateigröße: 47,794 MiB) 
abgerufen und heruntergeladen werden.

 
2. Ziele der Maßnahme

 
Der Nahverkehrsplan bildet den Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen 

Personennahverkehrs im Landkreis Böblingen. Er soll eine tragfähige und finanziell 
realistische Grundlage für die Ausgestaltung des ÖPNV bilden.

 
3.      Sachverhalt/ Sachstand
 
3.1    Nahverkehrsplan
 

Der vorliegende Entwurf der Dritten Fortschreibung des Nahverkehrsplans wurde vom 
VVS in Zusammenarbeit mit dem Landkreis erstellt und berücksichtigt den aktuellen 
Stand des relevanten Rechtsrahmens für den ÖPNV seit der letzten Fortschreibung.

 
Die Fortschreibung ist vor allem aufgrund rechtlicher Verpflichtungen aus dem 

Personenbeförderungsgesetz (Herstellung vollkommener Barrierefreiheit bis zum Jahr 
2022) sowie wegen weiterer Gründe (insbesondere Anpassung der Linienbündel und 
Liniensteckbriefe für die zweite Vergaberunde der Busverkehre, geplante 
Angebotserweiterungen im Busverkehr und Einbindung neuer Mobilitätsformen) 
notwendig.

 
Nach § 11 Abs. 3 ÖPNVG muss der NVP gesetzlich definierte Mindestinhalte aufweisen. 

Die Mindestinhalte des NVP wurden dabei in sieben Kapitel aufgegriffen und haben 
folgenden Aufbau bzw. Inhalt:

 
Kapitel 1: Grundlagen und Vorgaben zum NVP (rechtlicher und organisatorischer   
                Rahmen, übergreifende Zielvorstellungen zur Verkehrsentwicklung)
 
Kapitel 2: Bestandsaufnahme (raumstrukturelle Grundlagen, Netz-und  
                Angebotsstrukturen, Leistungsangebote ÖPNV)
 
Kapitel 3: Verkehrsnachfrage (Verkehrsmodell, Verkehrsanalyse 2010,    
                Verkehrsprognose 2030, demographische Entwicklung)
 
Kapitel 4: Generelle Zielsetzungen (zur Gesamtentwicklung, für das Verkehrsan-
                gebot, Linienbündelungskonzept)
 

https://kurzelinks.de/NVP2020e
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Kapitel 5: Bewertung und Bewertungsergebnis (Methodik, Angebotsdefizite)
 
Kapitel 6: Rahmenvorgaben und Einzelziele
 
Kapitel 7: Zusammenfassung und Ausblick (Inhalt des Nahverkehrplans und weitere

                Entwicklung)
 
 

3.2    Linienbündelungskonzept/ Finanzierung
 
Um die notwendigen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, hatte der Kreistag
bereits in den Jahren 2009 und 2010 ein Linienbündelungskonzept (LiBüKo) beschlossen 

(s. KT-DS 177 neu/2009).
Auf Grund von EU- Bestimmungen wurde das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 

novelliert mit dem Tenor, dass der Landkreis nun als Aufgabenträger auch das 
gewünschte Verkehrsangebot definieren muss, welches er zu finanzieren bereit ist.

 
Zu jeder Linie gibt es deshalb im Nahverkehrsplan einen „Vereinfachten Liniensteckbrief“ 

zur Ergänzung der funktionalen Leistungsbeschreibung. 
 
Definiert wurden auch bei jeder Linie der Status Quo (Fahrtenangebot gemäß 
Fahrplan 2013) und das Basisangebot. Das Basisangebot, als vom Landkreis
definierte und ggf. zu finanzierende ausreichende  Verkehrsbedienung, dient damit auch 

als Instrument einer möglichen Finanzierungsabgrenzung zwischen dem vom 
Landkreis zu finanzierenden Basisangebot und von der jeweiligen Kommune 
gewünschten Verkehrsangebots. 

Die Zubestellungen einer Kommune werden wie folgt definiert:
Status Quo – Basisangebot = Zubestellungen  
 
Im Fall von kommunalen Zubestellungen werden die auf das verbesserte Angebot 

entfallenden Einnahmen und Ausgleichsleistungen ebenfalls dem Kreis zugeschieden 
Im Gegenzug gewährt der Landkreis den Kommunen generell als anteilige 
Kostendeckung einen Zuschuss von 50% an den Kosten der kommunalen 
Zubestellung.

Die im Nahverkehrsplan dargestellte Abgrenzung greift ab der ersten Vergabe 
eines Linienbündels. 
 

3.3    Verkehrsraum Leonberg (Linienbündel1)
 
Am 15.10.2019 hat der Gemeinderat beschlossen, die zweite Stufe zur       

Neustrukturierung des Öffentlichen Personennahverkehrs zum Fahrplanwechsel       
2019/2020 umzusetzen, die Linie 94 zum Fahrplanwechsel 2019/2020 in

ihre Betriebsführerschaft zu übernehmen und mit dem Landkreis Böblingen eine 
Finanzierung der Angebotsverbesserungen zu verhandeln (s. DS 2019/236). Aufgrund 
verschiedener Umstände ist die Umsetzung noch nicht erfolgt. 

 
Der Verkehrsraum Leonberg ist im Linienbündel 1 (von insgesamt 12 Bündeln im Kreis 

Böblingen) zusammengefasst (siehe 6.4.3 NVP, Seite 119- 129).
 
Das Linienbündel besteht aus den Linien 631/632 (Leonberg-Warmbronn-Böblingen),   651 

(Leonberg-und Höfingen-Hemmingen),640 (ehemals 94, Leonberg-Eltingen-Ramtel), 
747 (Warmbronn- Uni Vaihingen).

 
Die Quartiers-Linien 641 (Bahnhof – Gewerbegebiet Längenbühl), 642 (Bahnhof -

Waldfriedhof) und 643 (Bahnhof-Haldengebiet) sind steckbrieflich nicht aufgeführt und 
beschrieben.
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Bei den Linien 92 und X2 handelt es sich um ausbrechende Linien des Busnetzes der 
Landeshauptstadt Stuttgart. Bei der Linie X 60 handelt es sich um eine Expressbus-
linie, die dem Verband Region Stuttgart obliegt.

Alle weiteren in Leonberg verkehrenden Regionalbuslinien sind anderen Linienbündeln 
zugeordnet.

 
Die Betriebsleistung für das Linienbündel 1 beträgt nach Inbetriebnahme des Neukonzepts 

im Stadtverkehr Leonberg (vsl. im Dezember 2020) einschließlich der Erfüllung für 
verlässliche S-Bahn-Zubringer gemäß ÖPNV-Pakt 2014 und inklusive

der Zubestellungen der Stadt ca. 866.000 Fahrzeug-km p.a., wovon ca. 60.000 
Fahrzeugkilometer auf das Gebiet des Landkreises Ludwigsburg entfallen. Das vom 
Landkreis Böblingen gesicherte verkehrliche Mindestniveau (Basisangebot/ ÖPNV-
Pakt) beläuft sich auf ca. 560.000 Fahrzeug-km p.a., bezogen auf die innerhalb der 
Kreisgrenzen zu erbringenden Leistungen.

 
3.4    Zu den Linien im Einzelnen:

 
3.4.1 Linien 631/632 Leonberg- Warmbronn (- Sindelfingen- Böblingen) - (S. 122 u. 123 

NVP)
 
Künftig soll die Liniennummer 632 entfallen und gemeinsam unter der Liniennummer 631 

veröffentlicht werden, da die Linienwege sich nicht gabeln und es somit keinen Grund 
gibt, das Angebot unter zwei Liniennummern zu führen.

 
Dies kann von den Stadtwerken nicht befürwortet werden, da es für sich den Fahrgast 

schwierig gestaltet, aus einem gemeinsamen Fahrplan die Abfahrtszeiten in Richtung 
Böblingen herauszusuchen. Von Warmbronn in Richtung Leonberg ist ein 
gemeinsamer Fahrplan unproblematisch.

 
Es wir vorgschlagen, die bisherige Trennung der zwei Linien beizubehalten.
 

3.4.2 Linie 651 (Ezach)- Leonberg- Höfingen- Hirschlanden- Hemmingen
(S. 124/ 125 NVP)
 
Nach Möglichkeit sollte ein Korridor eine umsteigefreie Verbindung in die Leonberger 

Innenstadt erhalten. Aktuell wird das dadurch gewährleiste, dass die Busse ab 
Leonberg ZOB weiter in Richtung Ezach fahren. Sollte sich diese Durchbindung auf 
Dauer nicht aufrecht halten lassen, wäre zumindest eine Anbindung an den Bereich 
des LeoCenters sicherzustellen.

 
Nachdem die Haltestelle Ellwanger Straße/ Ezach nicht mehr angefahren wird, hat 
sich die Pünktlichkeit der Busse um einiges verbessert.
 
Die Aufrechterhaltung der Anbindung des Ezach-Gebietes ist grundsätzlich 

zwingend sicher zu stellen. 
 

3.4.3 Linie 640 (ehem. 94) / Linie 92 (S.126/ 127 NVP)
 
Die SSB- Linie 92 (Stuttgart- Leonberg- Universität- Heslach) erfüllt im Bereich Leonberg 

Dreieck nach Aussage des VVS nicht die Anforderungen einer Stadtverkehrslinie. Dies 
soll nach Möglichkeit geändert werden, Im neuen Fahrplan der Linie 640 wird die 
Haltestelle Leonberger Dreieck täglich von 20 Uhr bis 0 Uhr im 60 Minuten-Takt 
angefahren.

Es wird daher vorgeschlagen, dass die Linie 640 (wie aktuell auch die Linie 94) 
teilweise die Haltestelle Leonberger Dreieck als Stichfahrt mitbedient. 
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3.4.4 Linie 747 Renningen- Warmbronn- Universität (S. 128/ 129 NVP)
 
Die Verlängerung der Linie 747 nach Renningen wird erst in der Nahverkehrsplanung als 

Ergänzungsverbindung aufgenommen, wenn diese Linie den Nachfragegrenzwert
(mindestens 10 Fahrgäste pro Fahrt) erreicht. Die Untersuchung soll im Jahr 2023 

erfolgen. Bis dahin erfolgt keine Mitfinanzierung durch den Landkreis Böblingen.
 

3.4.5 Linien 634 652, 653 und N 62 Leonberg –Rutesheim –Weissach / –Heimsheim –                                                           
Mönsheim –Wiernsheim / –Weissach Porsche  (S. 130/131 NVP)

 
         Diese Linien bilden das Bündel 2 Verkehrsraum Strudelbach. Die Taktanforderung   
         dieser Liniengruppe ist im NVP  auf Seite 116 dargestellt. Aus der Tabelle ist   
         zu entnehmen, dass Gebersheim  in der Haupt- und Nebenverkehrszeit im 30 
         Minuten-Takt und im Spätverkehr im 60 Minuten-Takt angefahren wird.
 
4.      Weiteres Vorgehen

 
Bis 30.10.2020 erfolgen die schriftlichen Stellungnahmen der Kommunen an den 

Landkreis Böblingen.  Im Frühjahr 2021 wird der NVP in den Gremien des Kreistags 
beraten und beschlossen.

Anlage/n

1 Anhörungsschreiben Nahverkehrsplanfortschreibung Böblingen 2020 (öffentlich)

2 Anlage zum Anhörungsschreiben (öffentlich)
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Einbringung des Entwurfs zur Fortschreibung des Nahverkehrsplans 
und Ergänzung der Regelungen zur kreisinternen ÖPNV-
Finanzierungsabgrenzung  
 
Anlage 1: Nahverkehrsplanentwurf 3. Fortschreibung 
Anlage 2: Synopse Stellungnahmen der Fraktionen 
Anlage 3: Neue Liniensteckbriefe 
Anlage 4: Übersicht kreisinterne ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung 
Anlage 5: Antrag Fraktion Bündnis90-Die Grünen 
Anlage 6: Zeitplan 
 
 
 
 
 
I. Vorlage an den  
 
Umwelt- und Verkehrsausschuss 13.07.2020 
zur Beschlussfassung    öffentlich 
 
 
 
II. Beschlussantrag 
 

 
1. Der Entwurf der 3. Fortschreibung des Nahverkehrsplans wird zur Kenntnis 

genommen und dem weiteren Vorgehen zugestimmt.  

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt das Anhörungsverfahren durchzuführen.  
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3. Dem Vorschlag der Verwaltung zur Ergänzung der Regelungen zur ÖPNV-
Finanzierungsabgrenzung zwischen Landkreis und Kommunen wird zugestimmt. 

   
 
III. Begründung 
 
1. Vorbemerkung  

 

Der Landkreis Böblingen ist Aufgabenträger für den Busverkehr im Kreisgebiet. Gemäß § 
11 des ÖPNV-Gesetzes Baden-Württemberg hat der Landkreis als Aufgabenträger für sein 
Gebiet zur Sicherung und zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs einen 
Nahverkehrsplan (NVP) aufzustellen. Der NVP dient den ÖPNV-Aufgabenträgern als In-
strument zur Formulierung ihrer Zielvorstellungen und bildet den Rahmen für die Entwick-
lung des ÖPNV. Spätestens nach 5 Jahren ist dieser zu überprüfen und bei Bedarf fortzu-
schreiben. Der erste NVP wurde vom Kreistag am 19.06.2000 beschlossen, am 20.07.2009 
(KT-DS 76neu/2009) zum ersten Mal und am 23.03.2015 (KT-DS 001/2015/1) zum zweiten 
Mal fortgeschrieben.    
 
Nach §11 Abs. 3 ÖPNVG muss der NVP gesetzlich definierte Mindestinhalte aufweisen. 
Diese wurden in den sieben Kapiteln des NVP aufgegriffen. Auch die Fortschreibung behält 
diese Aufteilung bei.  
 
Neben den Mindestinhalten ist auch das Beteiligungsverfahren gesetzlich geregelt. §12 
Abs. 1 ÖPNVG gibt den zwingend anzuhörenden Personenkreis vor (Gemeinden im Gebiet 
des Aufgabenträgers, der örtlich zuständige Träger der Regionalplanung, die Straßenbau-
lastträger, die vorhandenen Verkehrsunternehmer sowie die für die Erteilung von Genehmi-
gungen für Linienverkehre nach dem Personenbeförderungsgesetz zuständigen Behörden). 
In der Anhörung können darüber hinaus auch freiwillig weitere Stellen beteiligt werden. 
 
Der NVP ist ein umfangreiches Gesamtwerk und vorrangig an Fachleute, Verwaltungen und 
Verkehrsunternehmen adressiert. Der ÖPNV steht jedoch auch allgemein in der öffentlichen 
Diskussion. Die Verwaltung hat in der Vergangenheit freiwillig im Anhörungsverfahren insb. 
Interessensverbände (bspw. Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), ADFC 
BW, Kreisseniorenrat) beteiligt und wird diese auch weiterhin anhören. Über die bisherige 
Beteiligung hinaus wird bei dieser Fortschreibung das erste Mal die Bürgerschaft direkt be-
teiligt. Aus diesem Grund wird grundsätzlich darauf geachtet, dass der NVP auch für Fach-
fremde verständlich ist. Zusätzlich zum Abkürzungsverzeichnis wird daher ein Fachwortver-
zeichnis in den NVP aufgenommen. Zudem wird für die Bürgerbeteiligung ein Dokument 
erstellt, welches die einzelnen Kapitel kurz zusammenfasst. Dies soll insbesondere den 
Personen einen schnellen Überblick ermöglichen, die bisher noch nie mit dem NVP zu tun 
hatten. 
 
Der vorliegende Entwurf der 3. Fortschreibung des NVPs wurde von der Landkreisverwal-
tung in Zusammenarbeit mit dem Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH (VVS) erstellt 
und berücksichtigt den aktuellen Stand des relevanten Rechtsrahmens für den ÖPNV seit 
der letzten Fortschreibung. 
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Eine Fortschreibung des NVPs Böblingen ist insbesondere aus folgenden Gründen notwen-
dig:  

- Anpassung an die Vorgaben des Personenbeförderungsgesetzes zur Herstellung 
vollständiger Barrierefreiheit bis zum 01.01.2022 (siehe Kapitel 4.1.3, Kapitel 4.1.7) 

- Anpassung der Linienbündel und Liniensteckbriefe für die zweite Vergaberunde  
(erste Vorabbekanntmachungen im September 2021) 

- Aufnahme der mit den Verbundlandkreisen abgestimmten fünf Angebotserweiterun-
gen 

- Aufnahme einer neugefassten europäischen Richtlinie (EU) 2019/1161 („Clean Ve-
hicle Directive“) 

- Aufnahme neuer Mobilitätsformen (bspw. Ridepooling) hinsichtlich Intermobilität 
 
Der Fortschreibungsentwurf des Nahverkehrsplans geht detailliert auf die rechtlichen Anfor-
derungen hinsichtlich der Herstellung einer vollständigen Barrierefreiheit bis zum 
01.01.2022, nach § 8 Abs. 3 Personenbeförderungsgesetz (siehe Kapitel 4.1.3, Kapitel 
4.1.7) ein. Hierfür war im Rahmen der Erstellung des Fortschreibungsentwurfs des NVPs 
u.a. eine Erhebung der Bushaltestellen im Landkreis nach ihrem barrierefreien Ausbauzu-
stand bzw. Planungsstand notwendig. Bei nicht fristgerechtem barrierefreien Umbau bis 
zum 01.01.2022 werden nunmehr gemäß der gesetzlichen Öffnungsklausel die betroffenen 
Haltestellen genannt und die Ausnahmen begründet.  
 
Als Basis der Vergabe von Verkehrsleistungen sind generell die zu erbringenden Leistun-
gen vorab im NVP des Landkreises zu definieren. Die Schwerpunkte der jetzigen NVP-
Fortschreibung leiten sich mit Blick auf die anstehende zweite Vergaberunde auch aus 
diesen Anforderungen ab. Die Erfahrungen aus der ersten Vergaberunde haben zudem ge-
zeigt, dass es sinnvoll ist, einige Anpassungen, wie Veränderung der Liniensteckbriefe und 
Zuschnitt der Linienbündel, vorzunehmen. Um die Attraktivität des Busverkehrs zu steigern, 
werden zudem einige mit den Verbundlandkreisen abgestimmte Angebotserweiterungen 
zur Umsetzung vorgeschlagen.  
 
Die notwendige Fortschreibung wird genutzt, um den Nahverkehrsplan an weitere aktuelle 
Entwicklungen anzupassen. So greift der Plan die am 02.08.2019 in Kraft getretene Richt-
linie (EU) 2019/1161 („Clean Vehicle Directive“) für die im Linienbusverkehr eingesetzten 
Fahrzeuge auf. Die genauen Auswirkungen auf die Busverkehre im Landkreis können leider 
noch nicht spezifiziert werden, da die Ausformung der Richtlinie durch den Bundesgesetz-
geber noch aussteht. Stärker berücksichtigt werden zudem die neuen Mobilitätsformen 
(bspw. Ridepooling), die derzeit auf der Basis einer Experimentierklausel des PBefG ver-
schiedentlich erprobt werden. Hier möchte der Landkreis – im Vorgriff auf eine zu erwarten-
de PBefG-Novelle – eine enge Abstimmung und Kooperation mit dem klassischen Linien-
verkehr sicherstellen. Die vom Verband Region Stuttgart kürzlich vorgenommene Fort-
schreibung des regionalen Verkehrsmodells wird insbesondere hinsichtlich des neueren 
Planungshorizonts 2030 ebenfalls eingearbeitet. 
 
Der NVP stellt darüber hinaus einen abwägungsrelevanten Belang dar, den die jeweilige 
Genehmigungsbehörde, für den Landkreis Böblingen ist dies das Regierungspräsidium 
Stuttgart, bei der Erteilung von Liniengenehmigungen nach dem Personenbeförderungsge-
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setz (PBefG)1 zu berücksichtigen hat. Die Genehmigungsbehörde kann eine konkrete Lini-
engenehmigung gemäß § 13 Abs. 2a PBefG versagen, wenn der beantragte Verkehr mit 
einem NVP nicht in Einklang steht. 
 

Aktuell werden alle Nahverkehrspläne der Verbundlandkreise Ludwigsburg, Esslingen und 
der Rems-Murr-Kreis überarbeitet. Den Auftakt bildet der NVP Böblingen (Anlage 1). Um 
alle Gremien frühzeitig an dem Prozess der Fortschreibung zu beteiligen, haben sich die 
Verbundlandkreise darauf verständigt, Informationsveranstaltungen abzuhalten. Diese er-
folgten unabhängig vom konkreten Fortschreibungsstart alle im ersten Quartal 2020. 
 

Die Informationsveranstaltung im Landkreis Böblingen hat am 12.02.2020 stattgefunden. 
Die Verwaltung hat über die wesentlichen Gründe und Ziele der Fortschreibung sowie den 
Ablauf des Verfahrens und die geplanten Angebotserweiterungen sowie deren voraussicht-
lichen finanziellen Mehrbedarf informiert. Im Nachgang wurde die Präsentation der Veran-
staltung allen Kreistagsmitgliedern zur Verfügung gestellt. Damit verbunden wurde den 
Fraktionen die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben.  
 
Die Kreistagsfraktionen Freie Wähler, SPD und Die Linke haben Anregungen eingegeben. 
Über die SPD-Fraktion wurde auch eine Anregung der Bürgeraktion Unsere Schwarzwald-
bahn (B.A.U.S.) zur Bahnverbindung Calw - Renningen (- Stuttgart) eingegeben. 
Die Anregungen sind gemeinsam mit der Stellungnahme der Verwaltung zu den vorgetra-
genen Anmerkungen nebst vorgeschlagener Berücksichtigung im NVP in der Synopse (An-
lage 2) aufgelistet.   
 
Nach Prüfung und Bewertung des aktuellen ÖPNV-Angebots attestiert der vorliegende 
Fortschreibungsentwurf dem Landkreis wieder eine insgesamt hohe Bedienungsqualität 
(vgl. Kapitel 7 im NVP-Entwurf). 
 
 
2. Anpassung an den veränderten Rechtsrahmen  

 
Um den aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen im fortgeschriebenen NVP Rechnung 
zu tragen, wird im Folgenden kurz dargestellt, welche Auswirkungen die einzelnen Verände-
rungen auf den NVP haben. Außerdem wird dargestellt, ob diese Veränderungen finanzielle 
Auswirkungen für den Landkreis entfalten.  
 

2.1. Barrierefreiheit bis 2022 (Personenbeförderungsgesetz) 
 

Anpassungen in Kapitel: 1, 4 und 6 
 
Anpassungsbedarf:  
Aufgrund der gesteigerten Bedeutung des Themas „Barrierefreiheit“ für den Nahver-
kehrsplan sind dabei die bisherigen Zielsetzungen zur Barrierefreiheit zu erweitern. 
Neu werden deshalb hier die vier zentralen Merkmale einer barrierefreien Bushalte-
stelle definiert und der aktuelle Ausbauzustand der Bushaltstellen im Landkreis an 

                                            
1
 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der derzeit gültigen Fassung. 
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dieser Vorgabe gespiegelt. Die Empfehlung an die Kommunen, wie bei einem unzu-
reichenden Ausbauzustand ein Haltestellenumbau priorisiert werden kann, bleibt er-
halten. Soweit Kommunen und andere Baulastträger eingeräumt haben, dass die 
gesetzliche Frist 01.01.2022 für eine durchgängige Barrierefreiheit im ÖPNV nicht 
an allen Haltestellen eingehalten werden kann, wird dieser Verzug gemäß § 8 (3) 
PBefG dargestellt und begründet. Die Verwaltung hatte dazu die zugehörigen Anla-
gen (siehe Anlage 4.1a und 4.1b zum NVP-Entwurf) bezüglich der Präzisierung der 
Umbauperspektiven nochmals zur Abstimmung an die Kommunen gegeben. 

 
Auf Anregung der CDU-Kreistagsfraktion frägt die Verwaltung auch die Haltestellen-
ausstattung (Witterungsschutz, Sitzgelegenheit,…) bei den Kommunen derzeit ab. 
Künftig wird über die Ergebnisse gemeinsam mit dem regelmäßigen Bericht zur Bar-
rierefreiheit berichtet werden. Die Ergebnisse der aktuell noch laufenden Erhebung 
werden dem Gremium im Herbst vorgelegt.  
 
Der VVS entwickelt zurzeit ein digitales Erhebungstool, mit dem die bisherige Abfra-
ge schneller und direkt digital möglich sein wird. Die Daten sollen mittelfristig auch für 
die Fahrplanauskunft verfügbar gemacht werden. Neben den Kriterien zur Barriere-
freiheit werden dann auch Daten zur Fahrgastinformation erhoben. Ebenfalls soll es 
damit möglich sein, Bilder der Haltestellen zu erfassen und den Datensätzen direkt 
zuzuordnen. 
 
Der vom VVS gemeinsam mit den Verbundlandkreisen entwickelte Leitfaden zum 
barrierefreien Ausbau von Haltestellen konnte mittlerweile finalisiert werden und wur-
de den Kommunen am 08.06.2020 übersandt. 
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: keine direkte Auswirkung 
 

 
2.2. Sozialstandards 

 
Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf: 
In der 2. Fortschreibung wurde das Thema Tariftreue in den NVP aufgenommen. Es 
beschränkte sich im Wesentlichen auf das Landestariftreue- und Mindestlohngesetz 
(LTMG). Dieses Gesetz findet allerdings nur Anwendung auf Verkehre, die vom 
Landkreis im Rahmen eines förmlichen Vergabeverfahrens vergeben wurden. Die 
Regelungen erstrecken sich nicht auf eigenwirtschaftliche Verkehre. In der ersten 
Vergaberunde, wurde bei allen genehmigten eigenwirtschaftlichen Anträgen von den 
Verkehrsunternehmen freiwillig verbindlich zugesichert, den WBO-Tarif einzuhalten 
und/oder die freiwillige analoge Anwendung des LTMG. Um insbesondere auch bei 
zukünftigen möglichen eigenwirtschaftlichen Verkehren sicherzustellen, dass min-
destens die repräsentativen Tarifverträge für das Omnibusgewerbe zur Anwendung 
kommen, wurde ein entsprechender Passus im NVP unter 6.3.8 Tariftreue und So-
zialstandards aufgenommen. 
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Mit Blick auf die anstehenden Tarifverhandlungen zum WBO-Manteltarif, welcher im 
Dezember 2020 ausläuft, rät die Verwaltung dazu, keine weiteren konkreten Sozial-
standards (bspw. zur Pausenzeitregelung und der Bezahlung von Pausen) im NVP 
aufzunehmen, um nicht in die Tarifautonomie der beiden Tarifparteien einzugreifen.  
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: keine direkte Auswirkung 
 
 

2.3. Ökologische Standards (Clean-Vehicle-Richtlinie) 
 
Anpassungen in Kapitel: 1, 4 und 6  
 
Anpassungsbedarf: 
Mit der am 18. April 2019 vom EU Parlament beschlossenen und am 02.08.2019 in 
Kraft getretene Richtlinie (EU) 2019/1161 („Clean Vehicle Directive“) wurden erst-
mals sehr weitreichende Vorgaben (länderspezifische Quoten) für die Beschaffung 
von Fahrzeugen der öffentlichen Hand in den Mitgliedsstaaten festgelegt. Hier steht 
allerdings eine Umsetzung des Bundesgesetzgebers auf die deutsche ÖPNV-
Landschaft noch aus. Insofern ist gegenwärtig offen, ob jedes Verkehrsunternehmen 
für sich die Beschaffungsquoten der EU für „saubere Fahrzeuge“ und „emissions-
freie Fahrzeuge“ erfüllen muss oder ob unternehmensübergreifende Quoten, ggf. 
auch eine bundesweite Quote, gebildet werden können. Die Ableitung von Vorgaben 
für einzelne Linienbündel und damit verbundene finanzielle Auswirkungen sind des-
halb gegenwärtig nicht begründbar. 
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: keine direkte Auswirkung 

 

 
3. Wesentliche Inhalte, Neuerungen und Änderungen  

 
Der NVP soll auch in der aktuellen Fortschreibung seine bewährte Aufteilung in 7 Kapitel 
beibehalten. Im Folgenden sind die einzelnen Kapitel kurz dargestellt. Zu jedem Kapitel sind 
zusätzlich Angaben gemacht, was im Rahmen der Fortschreibung in dem Kapitel aktuali-
siert oder geändert wird. Die meisten Anpassungen gibt es in den Kapiteln 3, 4 und 6, daher 
sind hier die Erläuterungen zur Fortschreibung ausführlicher gehalten. Darüber hinaus spie-
geln sich insbesondere in den Kapiteln 4 und 6 die Schwerpunktthemen der Fortschreibung 
wider, sodass diese Themen (unter Ziffer 4) nach der Kurzvorstellung der einzelnen Kapitel 
detaillierter aufgegriffen werden.   
 
 
Kapitel 1 - Grundlagen und Vorgaben zum Nahverkehrsplan  
 
Inhalt: 
In diesem Kapitel wird das Planungsinstrument Nahverkehrsplan vorgestellt. 
Darüber hinaus wird der rechtliche und organisatorische Rahmen, indem sich der Nahver-
kehrsplan und der öffentliche Personennahverkehr allgemein bewegen, aufgezeigt. Dazu 
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gehören diverse Verordnungen der Europäischen Union ebenso, wie verschiedene Bundes- 
und Landesgesetze. Auch der Generalverkehrsplan des Landes Baden Württembergs und 
der Regionalverkehrsplan der Region Stuttgart wirken sich auf den Nahverkehrsplan aus.  
 
Fortschreibung: 
Aktualisierung bez. vorgelagerter Planwerke (bspw. aktualisierter Regionalverkehrsplan 
vom 18.07.2018). 
 
 
Kapitel 2 - Struktur des Untersuchungsraums 
 
Inhalt: 
Das Kapitel 2 stellt eine Bestandsaufnahme des vorhandenen Untersuchungsraums dar. 
Zum einen werden hier die strukturellen Vorgaben aus Landes- und Regionalplanung auf-
gegriffen, zum anderen wird die Ausgangssituation im Landkreis Böblingen beleuchtet. 
Neben der vorhandenen Netz- und Angebotsstruktur des ÖPNV im Landkreis werden ins-
besondere die räumlichen Gegebenheiten (bspw. vorhandenes Straßennetz; regionalbe-
deutsames Fahrradnetz) sowie die strukturelle Ausgangslage (bspw. Verknüpfungen; Kol-
lektivierter Individualverkehr (Sharing-Systeme)) analysiert. 
 
Fortschreibung: 
Aktualisierung der Strukturdaten (bspw. Einwohnerzahlen, sozialversicherungspflichtig be-
schäftigte Arbeitnehmer). 
 
 
Kapitel 3 - Verkehrsnachfrage 
 
Inhalt: 
Den Anforderungen gemäß § 11 Abs. 3 ÖPNVG entsprechend werden in diesem Kapitel – 
auf der Grundlage eines Verkehrsmodells – sowohl die Verkehrsanalyse als auch die Ver-
kehrsprognose dargestellt. Darüber hinaus erfolgt eine Betrachtung der demographischen 
Entwicklung im Landkreis. 
 
Fortschreibung:  
Der Verband Region Stuttgart hat in 2019 sein regionales Verkehrsmodell einer Überarbei-
tung unterzogen und dabei insbesondere auch den bisherigen Prognosehorizont 2025 auf 
2030 erweitert. Bei dieser Fortschreibung wurden neben aktuelleren Strukturdatenprogno-
sen sowie Ausbaumaßnahmen im Schienen- und Straßennetz auch veränderte Randbedin-
gungen wie z. B. die von der Bundesregierung beschlossene CO2-Bepreisung von Kraftstof-
fen, der Ausbau des Parkraumanagements in der Landeshauptstadt Stuttgart oder die VVS-
Tarifzonenreform berücksichtigt. Ebenso sind die von Land und VRS beschlossenen Ange-
botsverbesserungen im Schienenverkehr und die verbesserten Busverkehre nach der 
jüngsten Vergaberunde in die Prognoserechnung eingeflossen. In der Summe verbessern 
diese Faktoren die Akzeptanz des öffentlichen Verkehrsangebots und führen deshalb – 
auch im Landkreis Böblingen – für den Prognosehorizont zu steigenden Modal Split-Werten. 
Insbesondere im ein- und ausbrechenden Verkehr entwickelt sich der ÖV-Anteil sehr posi-
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tiv. Allerdings darf hier dennoch nicht übersehen werden, dass der motorisierte Individual-
verkehr in absoluten Zahlen dennoch weiter zunimmt. 
 
 
Kapitel 4 - Generelle Zielsetzungen 
 
Inhalt: 
Neben dem Leitbild (Zielsetzungen zur Gesamtentwicklung) und den darauf basierenden 
Zielsetzungen für das Verkehrsangebot behandelt das Kapitel 4 auch das Linienbünde-
lungskonzept. Mit den Zielsetzungen legt der Landkreis fest, wie die Anforderungen an den 
ÖPNV, insbesondere für den Linienbusverkehr, mit Blick auf die Infrastruktur, die Finanzie-
rung, die Barrierefreiheit sowie an das Verkehrsangebot ausfallen. 
Mit dem Linienbündelungskonzept macht der Landkreis von seinem Recht aus § 9 Abs. 2 
PBefG Gebrauch – von wenigen Ausnahmen abgesehen – Linien in sog. Linienbündel zu-
sammenzufassen. Die Bündelung der ca. 90 Buslinien in 12 Linienbündel führt zu einer ef-
fektiven Abwicklung von Vergabeverfahren und ermöglicht die Aktivierung betrieblicher Sy-
nergien. Die Liniengenehmigung für gebündelte Linien kann dann nur einheitlich entspre-
chend dem Harmonisierungszeitpunkt des Linienbündels erfolgen. 
 
Fortschreibung:  
Der durch die EU-Verordnung 1370/2007 und die PBefG-Novelle 2013 veränderte Rechts-
rahmen im ÖPNV hat auch zu einer weitgehenden Neuordnung der ÖPNV-Finanzierung 
im VVS geführt. Im Nahverkehrsplan 2015 konnte dies noch nicht berücksichtigt werden, da 
über die entsprechenden lokalen Regelungen noch nicht entschieden war. Im jetzt vorlie-
genden Entwurf werden die aktuellen Finanzierungsinstrumente dargestellt. 
 
Im bisherigen Nahverkehrsplan waren Zielsetzungen zu den einzusetzenden Fahrzeugen 
lediglich unter dem Aspekt Umweltschutz formuliert. Im aktuellen Entwurf werden unter an-
derem auch im Hinblick auf das zu stärkende Thema Barrierefreiheit Zielsetzungen an die 
Fahrzeuge angepasst und erweitert. An dieser Stelle werden zudem auch die notwendige 
Ausstattung mit automatischen Fahrgastzählsystemen (AFZS) und die Ansteuerung von 
Lichtsignalanlagen neu angesprochen.  
 
Getrieben durch die zunehmende Funktionalität mobiler Kommunikationsgeräte erleben 
derzeit weltweit neue Verkehrsangebote, die zwischen dem klassischen Individualverkehr 
und dem klassischen öffentlichen Linienverkehr anzusiedeln sind, ein beachtliches Wachs-
tum. Auch in Deutschland breiten sich Sharing- und Ride-Pooling-Systeme immer mehr 
aus. Der Landkreis Böblingen sieht grundsätzlich die Chance in solchen Angeboten, punk-
tuelle Schwächen des klassischen ÖPNV ausgleichen zu können. Als Aufgabenträger für 
den ÖPNV legt der Landkreis allerdings Wert darauf, dass zur Vermeidung einer Konkur-
renzierung des Linienverkehrs solche Angebote genehmigungspflichtig sein müssen und 
mit dem bestehenden ÖPNV kooperieren müssen. Diese Zielsetzung ist in den NVP aufge-
nommen worden und soll dazu beitragen den positiven Aspekt der Intermodalität voranzu-
treiben. Es wird erwartet, dass bei einer künftigen Novellierung des PBefG entsprechende 
Rechtsgrundlagen und Instrumente geschaffen werden. 
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Die Anpassungen des Linienbündelungskonzepts gehen im Wesentlichen auf Erfahrun-
gen aus den vergangenen Vergabeverfahren zurück. So erschwert die Ausklammerung der 
Linie 666 aus dem Linienbündel 4 (Weil der Stadt) dort eine effektive Angebotsgestaltung. 
Dem Enzkreis als benachbartem Aufgabenträger wird deshalb vorgeschlagen, diese Linie in 
dieses Bündel mit einzubringen.  
Im Gegenzug wäre der Landkreis Böblingen bereit, das bisherige Linienbündel 3 (Nördli-
ches Heckengäu) in die Verantwortung des Enzkreises zu übergeben, da die darin enthal-
tenen Linien für die Erschließung der Kommunen im Enzkreis von größerer Bedeutung sind 
als für die Städte Leonberg und Rutesheim, die bereits durch die Linien des bisherigen 
Bündels 2 (Weissach – Leonberg/Renningen) gut bedient werden. Hierzu steht die Verwal-
tung bereits im Austausch mit dem Enzkreis. 
Dieses Linienbündel 2, das in der Vergabe bereits in 2 Lose unterteilt war, soll nunmehr 
regulär in 2 Bündel (Strudelbach + Nördliches Heckengäu) aufgeteilt werden.  
Das Linienbündel 13 war bislang sowohl im Landkreis Böblingen als auch im Landkreis Tü-
bingen definiert – zwar mit abgestimmter identischer Abgrenzung, aber mit unterschiedli-
cher Benennung. Für die rechtliche Wirksamkeit reicht die Bündelung durch einen Aufga-
benträger aus. Dies soll künftig ausschließlich durch den Landkreis Tübingen erfolgen, 
nachdem die Vergabe hier wegen der bahnparallelen Bedienung ohnehin über den Zweck-
verband ÖPNV im Ammertal erfolgt und der Landkreis Tübingen hier federführend ist. Der 
Landkreis Tübingen hat dazu bereits seine Zustimmung signalisiert. 
Um noch abschließend die Namensgebung zu harmonisieren, erhalten die Linienbündel 6 
(neu: Rankbach), 9 (neu: Siebenmühlental) und 10 (neu: Südliches Heckengäu) bei unver-
ändertem Zuschnitt einprägsamere Bezeichnungen. 
 
 
Kapitel 5 - Bewertung  
 
Inhalt: 
Nach § 11 Abs. 3 Ziff. 2 ÖPNVG ist eine Bewertung des bestehenden ÖPNV-Angebots ein 
zwingender Bestandteil des Nahverkehrsplans. Im Zuge dieser Bewertung erfolgt eine Dar-
stellung der Stärken und der Defizite des ÖPNV-Angebots im Landkreis Böblingen. Darüber 
hinaus soll auch ermittelt werden, ob für Räume mit vergleichbaren Strukturen gleichwertige 
Angebote vorliegen. Die Bewertungsergebnisse bilden die Basis für die Formulierung von 
Zielsetzungen zur künftigen Ausgestaltung des ÖPNV. 
 
Fortschreibung:  
Aktualisierung und Bewertung der Defizite (bspw. Einzugsbereiche von Haltestellen, Beför-
derungszeiten und -geschwindigkeiten) 
 
Kapitel 6 - Rahmenvorgaben und Einzelziele 
 
Inhalt: 
In diesem Kapitel werden konkrete Vorgaben für die einzelnen Linienverkehre festgesetzt, 
die sich aus den Zielsetzungen in Kapitel 4 und der Bewertung des bestehenden Angebots 
in Kapitel 5 ableiten lassen. Das Verkehrsangebot muss dabei aus Gründen der Wirtschaft-
lichkeit in Abhängigkeit von den Nachfragepotenzialen je nach Relation bzw. Abschnitt ab-
gestuft werden. Deshalb sind die entsprechenden Vorgaben linien- oder liniengruppen-
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scharf festzulegen. 
 
Fortschreibung:  
Aktualisierung der konkreten Maßnahmen bei den einzelnen Linienverkehren (Ableitung der 
angepassten Zielvorgaben aus Kapitel 4 und der Bewertung des bestehenden Angebots 
aus Kapitel 5); Erhöhung Basisangebot (s.u. Ziffer 4); Angebotserweiterungen zur Erhöhung 
der Nachfrage (s.u. Ziffer 4) sowie die Überprüfung und Aktualisierung der Harmonisie-
rungszeitpunkte (Libü 12 „Herrenberg“ – hier wurde der Harmonisierungszeitpunkt von De-
zember 2021 auf Dezember 2022 verschoben). 
  
Die in Kapitel 6 enthaltenen Vorgaben dienen als Grundlage für künftige Vergabeverfahren 
und richten sich daher primär an die Verkehrsunternehmen. Zur Ableitung der ausreichen-
den Verkehrsbedienung für Linien bzw. Relationen ist das sog. Basisangebot eine wichtige 
Einflussgröße. Zu Beginn des Kapitels wird daher darauf Bezug genommen (vgl. Kap. 6.1) 
und es werden die gegenüber dem vorigen Nahverkehrsplan vorgenommenen Anpassun-
gen explizit dargestellt.  
 
Linien, die nicht Teil des Basisangebots sind und damit nicht in der Finanzierungsverant-
wortung des Landkreises stehen, sind in den Liniensteckbriefen in der Spalte BA/ÖP (ver-
kehrliches Mindestniveau) mit (0/0/0/0) gekennzeichnet. Die Linie 754, ebenfalls ohne Ba-
sisangebot, ist künftig auch nicht mehr Teil des Linienbündels 8 (Schönbuch), da sie in der 
Finanzierungsverantwortung des Zweckverbands Schönbuchbahn steht. Unverändert ohne 
Basisangebot bleiben die Linien 747 wegen zu geringer Nachfrage und X74 (früher 746), da 
es sich um eine neue Ergänzungslinie handelt. Die Linien 730, 751 wurden eingestellt. 
Ebenso die Linie 633, deren Verkehrsleistung in der Linie 765 des Enzkreises aufging. Für 
die Linie 764 ist aufgrund der guten Nachfrage (mindestens 100 Fahrgäste an Werktagen) 
ein Basisangebot (15/0/0) erstmals definiert worden. 
 
Neben dem Basisangebot wurde auch die Ausreichende Verkehrsbedienung neu festge-
legt. Um das bestehende Verkehrsangebot für mögliche zukünftige eigenwirtschaftliche 
Verkehre abzusichern, wurde die ausreichende Verkehrsbedienung für überörtliche Linien 
und Stadtverkehre einheitlich definiert. Sie umfasst nun das Maximum aus dem Status Quo 
2020 (inklusive kommunale Zubestellungen seit 2014 aber ohne eigenwirtschaftliche Mehr-
leistungen) und dem verkehrlichen Mindestniveau (Basisangebot und ÖPNV-Pakt).  
 
Das Verkehrsangebot auf den überörtlichen Relationen wird im NVP in Form von Linien-
steckbriefen dargestellt. Neben einer grafischen Aufwertung der Liniensteckbriefe wurden 
der Übersichtlichkeit halber Linien mit abschnittsweise gleichem Linienweg zusammenge-
fasst. Dies ermöglicht insbesondere eine einfachere Darstellung des Basisangebots in Kor-
ridoren mit parallelen Linienabschnitten (siehe Anlage 3). Bisher wurde diese Problematik in 
den Liniensteckbriefen durch Verweise zu den entsprechenden anderen Linien aufgefan-
gen, was der Übersichtlichkeit der gegenseitigen Abhängigkeiten eher abträglich war. Die 
Steckbriefe beinhalten die wesentlichen Leistungsmerkmale der jeweiligen Linien in tabella-
rischer Form. Um möglichst umfassende Informationen zum aktuellen und künftigen Leis-
tungsspektrum der Linie wiederzugeben, erfolgt die Angabe des Angebotsumfangs, jeweils 
in Fahrtenpaaren, in den drei Kategorien „Status quo (laut Fahrplan 2020)“, „verkehrliches 
Mindestniveau (Basisangebot / ÖPNV-Pakt)“ und „Ausreichende Verkehrsbedienung“.  
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Beim Status quo werden die enthaltenen kommunalen Zubestellungen (KZu) sowie die ei-
genwirtschaftlichen Mehrleistungen (EWM) der aktuellen Betreiber informativ ausgewiesen. 
Eine endgültige Entscheidung und Festlegung über das Leistungsvolumen und damit auch 
über die kommunalen Zubestellungen, wird mit den Kommunen in Vorbereitung der jeweili-
gen Vergabeverfahren abgestimmt. Beim verkehrlichen Mindestniveau werden das Ba-
sisangebot und bei verlässlichen S-Bahn-Zubringern die Vorgaben aus dem ÖPNV-Pakt 
dargestellt. Das verkehrlichen Mindestniveau setzt sich aus dem Maximum beider Angaben 
zusammen (siehe NVP-Entwurf unter Kap. 6.4.2). 
 
Für die Linienbündel der Stadtverkehre der Großen Kreisstädte Böblingen/Sindelfingen, 
Leonberg und Herrenberg erfolgt aufgrund der Erfahrungen der jüngeren Zeit mit den mehr-
fach durchlaufenen Konzeptions- und Anpassungsprozessen in den Stadtverkehrsnetzen 
eine primär funktionale Angebotsdefinition. Hier sind Liniensteckbriefe lediglich für die Ver-
lässlichen S-Bahn-Zubringer-Korridore sowie für die Anbindung räumlich getrennter Teilorte 
vorgesehen. Diese Vorgehensweise trägt dem Umstand Rechnung, dass wegen der flächi-
gen Verteilung der Fahrgastpotenziale und der Dichte des Straßennetzes in kernstädtischen 
Bereichen in der Regel deutlich mehr Varianten der Liniennetzgestaltung möglich sind, als 
dies im überörtlichen Verkehr der Fall ist. Es bleiben so Freiheitsgrade für künftige Weiter-
entwicklungen dieser Netze erhalten. Die notwendige flächenhafte Erschließung wird durch 
eine Plandarstellung, die die wichtigsten anzufahrenden Haltestellen, insbesondere auch an 
den Siedlungsrändern, wiedergibt, gewährleistet. Dabei sind diese Haltestellen jeweils mit 
einem angegebenen zentralen Verknüpfungspunkt zu verbinden. Zentrale Verknüpfungs-
punkte sind Netzknoten, die einen Übergang auf andere Stadtverkehrslinien sowie auf den 
weiterführenden Schienenverkehr ermöglichen. Große Stadtverkehrsnetze können mehrere 
zentrale Verknüpfungspunkte umfassen. Des Weiteren sind für die anzufahrenden Halte-
stellen Taktanforderungen angegeben. Die Plandarstellungen nehmen dabei allerdings 
ausschließlich auf die ausreichende Verkehrsbedienung Bezug. Die Betriebsleistungen des 
Status quo (Fahrplan 2020), des verkehrlichen Mindestniveaus und der ausreichenden Ver-
kehrsbedienung werden im Fließtext in Form der jeweiligen Fahrzeugkilometer pro Jahr ge-
genübergestellt. Die konkreten Festlegungen befinden sich noch in der Abstimmung mit den 
Großen Kreisstädten.  
Die funktionale Beschreibung des Verkehrs wirkt sich bei Optimierungen der bestehenden 
oder zukünftig gewünschten neuen Stadtverkehrskonzepte insbesondere auch dahinge-
hend positiv aus, dass eine Anpassung ohne Teilfortschreibung des Nahverkehrsplans 
möglich ist. 
 
Sog. verlässliche S-Bahn-Zubringer aus dem 2014 geschlossenen ÖPNV-Pakt, die im Nah-
verkehrsplan 2015 noch nicht enthalten waren, sind nun eingearbeitet. Hierbei handelt es 
sich um, auf Basis objektiver Kriterien (siehe KT-Drucksache 002/2015) festgelegte S-Bahn-
Zu- und Abbringerverkehre, die auf nachfragestarken Relationen ein hinsichtlich Fahrplant-
akten und Verkehrszeiten garantiertes Mindestangebot aufweisen. Angesichts der vom VRS 
beschlossenen und bis Ende 2020 umgesetzten Verdichtung des S-Bahn-Verkehrs auf ei-
nen ganztägigen 15-Minuten-Takt sowie der vom Land Baden-Württemberg mit der Neu-
vergabe der Regionalzugverkehre bestellten Taktverdichtungen erscheint zudem eine Wei-
terentwicklung dieser Bus-Zubringerverkehre sinnvoll (s.u. Ziffer 4).  
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Eine deutliche Erweiterung erfahren auch die Vorgaben für die einzusetzenden Fahrzeuge. 
In Anpassung an gängige Komfortstandards wird künftig die Ausstattung der Fahrzeuge 
mit WLAN und USB-Ladebuchsen sowie der Einbau entsprechender Technik für die Aktivie-
rung von LSA-Bevorrechtigungen gefordert. Auf die Notwendigkeit von AFZS-Installationen 
nach den Vorgaben der Allgemeinen Vorschrift der Region wird nunmehr ebenfalls hinge-
wiesen.  
Bezüglich der Fahrzeugantriebe verweist der fortgeschriebene NVP jetzt auch auf die EU-
Richtlinie 2019/1161 („Clean Vehicle Directive“ - s.o. Ziffer 2).  
 
Hinsichtlich des Aspekts der Tariftreue wurde der schon bisher enthaltene Verweis auf das 
Tariftreue- und Mindestlohngesetz des Landes (LTMG) um einen Hinweis auf die repräsen-
tativen Tarifverträge für das Omnibusgewerbe ergänzt (s.o. Ziffer 2). 
 
 
Kapitel 7 - Zusammenfassung und Ausblick  
 
Inhalt: 
Im letzten Kapitel erfolgt eine Zusammenfassung der Inhalte des Nahverkehrsplans. Darauf 
aufbauend werden Maßnahmen für die Weiterentwicklung des ÖPNV im Landkreis benannt 
und erläutert. Dabei umfassen diese neben der Weiterentwicklung des aktuellen Angebots 
auch Maßnahmen anderer Aufgabenträger sowie Projekte im Hinblick auf besondere bzw. 
neuartige Verkehrsangebote. Zudem werden Aspekte, wie das regionale Verkehrsma-
nagement oder alternative Antriebstechnologien, dargestellt. Eine sich stetig ändernde 
rechtliche Ausgangssituation erfordert abschließend eine Betrachtung des veränderten 
Rechtsrahmens im Hinblick auf die Weiterentwicklung des ÖPNV im Landkreis Böblingen. 
 
Fortschreibung:  
Berücksichtigung aktueller Trends bei der Angebotsgestaltung (bspw. On-Demand Verkeh-
re bzw. Angebotskonzepte für den Linienbusverkehr) sowie der alternativen Antriebsarten. 
 
 
4. Zukünftiges Gesamtverkehrsangebot und geplante Angebotserweiterungen 

 
4.1. Grundsätzliche Weiterentwicklung des ÖPNV 

In den kommenden Jahren gilt es vorrangig, das bestehende gute Verkehrs- und Tarifange-
bot im Landkreis Böblingen als Bestandteil des Verkehrsverbunds Stuttgart zu erhalten und 
maßvoll weiterzuentwickeln. Im Hinblick auf die erkennbar steigenden Herausforderungen 
für den Verkehrsbereich hinsichtlich der Aspekte Umweltschutz (Feinstaub, Klima, Energie-
kosten) und Demographie (Barrierefreiheit, Erschließungsgüte) wird der Landkreis hier sein 
großes Engagement für den öffentlichen Nahverkehr fortsetzen und im Rahmen seiner 
Möglichkeiten ggf. ausweiten. 
 
Die aktuell hohe Belastung der öffentlichen Haushalte wird aufwändige Netzerweiterungen 
oder weitere tarifliche Vergünstigungen jedoch nur begrenzt erlauben. Insofern sind die ver-
fügbaren Mittel primär auf die Verkehrsachsen zu konzentrieren, die auch zukünftig noch 
Nachfragezuwächse erwarten lassen. Der Landkreis Böblingen begrüßt deshalb die Aufwer-
tung der Gäubahn durch einen vom Land finanzierten Regionalzughalt in Stuttgart-
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Vaihingen und die vom Verband Region Stuttgart perspektivisch angedachte Führung zu-
sätzlicher S-Bahn-Züge ab Stuttgart-Schwabstraße bis Böblingen oder Ehningen. Positiv 
gesehen werden auch die Überlegungen der Region zu einer Aufwertung der S-Bahn-Linien 
S6/S60 durch Verstärkerzüge (S62) und Taktverdichtungen (S60). Für den Ausbau der 
Ammertal- wie auch der Schönbuchbahn engagiert sich der Landkreis gemeinsam mit dem 
Landkreis Tübingen unmittelbar, um bei steigenden Fahrgastzahlen auch weiterhin attrakti-
ve Beförderungsbedingungen anbieten zu können. Im Hinblick auf die Überlegungen der 
Landeshauptstadt Stuttgart, ihr Stadtbahnnetz in den äußeren Stadtbezirken Weilimdorf und 
Vaihingen auszubauen, gilt es zudem zu prüfen, ob durch eine weitere Ausdehnung dieses 
Netzes in den Landkreis Böblingen hinein signifikante verkehrliche Wirkungen erzielt wer-
den könnten. Der Busverkehr ist im Zuge der zurückliegenden Vergabeverfahren teilweise 
deutlich verbessert worden. Der Fortbestand dieser Angebotsausweitungen ist grundsätz-
lich wünschenswert, setzt aber auch entsprechende Nachfragezuwächse voraus. Vor dem 
Hintergrund der demographischen Entwicklung und der eher verhaltenen Fahrgastprognose 
für den Busverkehr erscheint hier eine weitere flächenhafte Angebotsverdichtung nicht an-
gezeigt. Die Weiterentwicklung des klassischen Linienbusverkehrs wird sich deshalb auf 
punktuelle Leistungsmehrungen und Qualitätsverbesserungen sowie ggf. spezielle Angebo-
te für Pendler beschränken. Für flächenhafte Wirkungen dürften künftig verstärkt bedarfs-
gesteuerte, flexible Bedienungsformen zum Einsatz kommen (vgl. bspw. Liniensteckbriefe 
637, 655, 665).  
 

4.2. Geplante Angebotserweiterungen 
Neben der grundsätzlichen Weiterentwicklung des ÖPNVs haben die Verbundlandkreise 
gemeinsam mit dem VVS analysiert, wo die maßvolle Weiterentwicklung des Verkehrsan-
gebots einen möglichst großen Nutzen für die Fahrgäste entfaltet und zu einer Erhöhung 
und Verstetigung der Nachfrage führen kann. Dabei wurden 10 verschiedene Angebotser-
weiterungen analysiert und die folgenden fünf Maßnahmen auf Grund ihrer hohen Nachfra-
gepotenziale ausgewählt. Um das Angebotsniveau möglichst verbundeinheitlich gleich zu 
gestalten, beabsichtigen die Verbundlandkreise Ludwigsburg, Esslingen und Rems-Murr-
Kreis ebenfalls die Aufnahme der unten genannten Maßnahmen im Rahmen der anstehen-
den Fortschreibungen ihrer Nahverkehrspläne vorzuschlagen. Im vorliegenden Fortschrei-
bungsentwurf sind die Maßnahmen enthalten. 
 
Der VVS hat für die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen eine grobe Kostenschätzung 
vorgenommen und ebenfalls die möglichen Einnahmen in einer verbundweiten Betrachtung 
eingerechnet. Für die Kostenschätzung wurde ein pauschaler Kilometersatz von 2,50 Euro 
bei einer Kostendeckung von 20 Prozent angesetzt (Preisstand 2020). Die angegebenen 
Kosten fallen ausschließlich im Kreisgebiet Böblingen an, mit Ausnahme der Maßnahme 5 
„Erhöhung Basisangebot“. Das Basisangebot wird entsprechend der aktuell unter den Ver-
bundlandkreisen vereinbarten Solidarfinanzierung solidarisch nach dem Einwohnerschlüs-
sel (Anteil Landkreis Böblingen 2018: 20,59 %) getragen. Diese noch bis zum 31.12.2020 
geltende Regelung soll – vorbehaltlich des dazu noch einzuholenden Kreistagsbeschlusses 
– auch weiterhin gelten.  
 
 

4.2.1. Viertelstundentakt zur Hauptverkehrszeit (HVZ) auf den verlässlichen S-
Bahn-Zubringer-Korridoren (Mo-Fr) 
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Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf:.   
Die Verwaltung schlägt vor, die verlässlichen S-Bahn-Zubringer über die Min-
destvorgabe des heutigen ÖPNV-Pakts hinaus während der HVZ montags bis 
freitags (6:00 – 8:30 Uhr und 16:00 – 19:30 Uhr) auf einen Viertelstundentakt zu 
verdichten. 
Mit dem ÖPNV Pakt aus dem Jahr 2014 haben sich die Verbundlandkreise dazu 
verpflichtet, Zu- und Abbringerverkehre auf die S-Bahn aufzuwerten. Diese ver-
lässlichen S-Bahn-Zubringer müssen folgende quantitative Voraussetzungen er-
füllen: 
 
− Mindestens halbstündliche Bedienung während der Hauptverkehrs- und Nor-
malverkehrszeiten (Tagesverkehr Montag-Freitag 6 - 20 Uhr). 
− Mindestens stündliche Bedienung in den übrigen Verkehrszeiten (Abend 20 - 
24 Uhr, Samstag, Sonntag), Anbindung aller Nacht-S-Bahnen 

 
Die Auswahl, welche Linien (bzw. Korridore) als verlässliche S-Bahn-Zubringer 
fungieren, wurde anhand objektiver Kriterien (siehe KT-Drucksache 002/2015) 
getroffen. Diese berücksichtigen unter anderem auch die Mindestauslastung. 
Die ausgewählten 16 verlässlichen S-Bahn-Zubringer weisen aufgrund dieser 
Vorgaben bereits ein hohes Nachfragepotential auf.  

 
Diese Maßnahme wurde ausgewählt, um einerseits die hohe Verkehrsnachfrage 
in der HVZ stärker auf den ÖPNV zu lenken und um andererseits die vorhande-
nen Kapazitäten der S-Bahn-Zwischentaktzüge besser nutzbar zu machen. Auf-
grund der Verlagerungswirkung wird ein paralleler Rückgang im MIV erwartet, 
was sich gerade in dieser stauanfälligen Tageszeit positiv auf die Pünktlichkeit 
der Busse auswirken könnte.  
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: ca. 740.000€/Jahr 
 
 

4.2.2. Halbstundentakt samstags auf den verlässlichen S-Bahn-Zubringer-
Korridoren (optionaler Bestandteil des heutigen ÖPNV-Pakts) 
Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf: 
 
Die Verwaltung schlägt vor, diesen optionalen Bestandteil des ÖPNV Pakts (an 
Samstagen ein durchgängiger Halbstundentakt anstelle eines Stundentakts) 
umzusetzen. Dies beruht zum einen darauf, dass auch an Samstagen im Ver-
gleich zu normalen Wochentagen eine verhältnismäßig hohe Nachfrage besteht, 
insbesondere im Einkaufsverkehr nach Stuttgart. Zum anderen werden gerade 
im Freizeitverkehr (insbesondere am Wochenende) noch größere Marktchancen 
gesehen, da die potenziellen Fahrgäste in diesem Nachfragesegment in ihrer 
Zielwahl vergleichsweise flexibel sind. Die Stärkung der verlässlichen S-Bahn-
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Zubringer an Samstagen sollte dazu beitragen, dieses Potential abzuschöpfen.  
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: ca. 148.000€/Jahr 
 

 
4.2.3. Umsetzung Standards für verlässliche S-Bahn Zubringer auch im Regio-

nalzugverkehr  
Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf: 
Die Verwaltung schlägt vor die Regelungen für verlässliche S-Bahn-Zubringer 
auch im Regionalzugverkehr umzusetzen. Die Unterscheidung, ob ein Korridor 
bzw. eine Linie als verlässlicher S-Bahn-Zubringer einzustufen ist, hängt im We-
sentlichen an zwei Bedingungen: zum einen daran, ob die Schienenverbindung, 
welche angedient wird, den Namen „S-Bahn“ trägt, und zum anderen daran, ob 
die objektiven Kriterien hinsichtlich Netztopologie und Mindestauslastung erfüllt 
werden. Der Landkreis Böblingen hat viel in den Ausbau und die Elektrifizierung 
der Schönbuchbahn investiert. Das Angebotsniveau dieser Bahn (Viertelstun-
dentakt zwischen Böblingen und Holzgerlingen in den Hauptverkehrszeiten) 
wurde massiv erweitert und nähert sich der Fahrplandichte der S-Bahnen immer 
weiter an. Auch die Nachfrage (und die Nachfrageprognose) bewegt sich durch-
aus auf dem Niveau von S-Bahn-Außenästen. Vor diesem Hintergrund hält es 
die Verwaltung für angemessen, auch hier eine entsprechende Quantität im An-
gebotsniveau der Zu- und Abbringer einzuführen. Durch diese Ausweitung kann 
sowohl die Nachfrage auf der Schönbuchbahn, als auch die Nachfrage auf dem 
Korridor Hildrizhausen – Holzgerlingen gesteigert werden. 
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: ca. 229.000€/Jahr 
 

4.2.4. Kein Einsatz von Ruftaxis für die Erbringung der Standards für verlässli-
che S-Bahn-Zubringer und Basisangebot 
Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf: 
Die Verwaltung schlägt vor keine Ruftaxifahren mehr zur Erbringung der Ver-
kehrsleistung der verlässlichen S-Bahn-Zubringer sowie dem Basisangebot ein-
zusetzen. 
Die Nachfrage von Ruftaxi Leistungen ist üblicherweise gegenüber Linienbus-
sen immer geringer. Das liegt zum einen daran, dass die Fahrten in der Regel 
60 Minuten vor Fahrtbeginn telefonisch (oder per App) bestellt werden müssen. 
Gegenüber einem regelmäßig verkehrenden Linienbus bestehen somit zwei 
Nachteile, die dazu führen, dass dieses Verkehrsangebot weniger häufig ge-
nutzt wird. Zum einen muss sich der Fahrgast z.T. bereits über eine Stunde im 
Voraus bewusst sein, dass er diese Verbindung nutzen möchte, und zum ande-
ren muss er die Fahrt bestellen. Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen 
schlägt die Verwaltung vor, Leistungen von verlässlichen S-Bahn-Zubringern 
sowie Fahrten, die dem Basisangebot zuzuordnen sind, zukünftig nicht mehr 
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durch Ruftaxis, sondern ausschließlich durch Linienbusse erbringen zu lassen. 
Diese Maßnahme soll insbesondere im Spätverkehr die Nutzung des ÖPNVs at-
traktiver gestalten. 
  
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: ca. 92.000€/Jahr 
 
 

4.2.5. Erhöhung des Basisangebots bei Mindestbedienung 
Anpassungen in Kapitel: 6 
 
Anpassungsbedarf: 
Die Verwaltung schlägt vor, das Mindestangebot für Linien des Basisnetzes in 
der kleinsten Bedienungskategorie (Mo-So) von 11/7/6 auf 15/8/6 Fahrtenpaare 
zu erhöhen. Die Möglichkeit, bei Linien ohne grundlegende Erschließungsfunkti-
on (bislang (11/0/0) zukünftig (15/0/0)) und klar dominierender Ausrichtung auf 
Pendler- oder Einkaufsverkehre das Angebot am Wochenende zu modifizieren 
oder einzuschränken, bleibt erhalten. 
Durch die Anpassung von (11/7/6) auf (15/8/6) Fahrtenpaare wird ein durchgän-
giger Stundentakt Mo – Fr zwischen 6:00 und 20:00 Uhr ermöglicht sowie ein 
durchgängiger Zweistundentakt an Samstagen (7:00 bis 20:00 Uhr) und Sonn-
/Feiertagen (9:00 bis 20:00 Uhr). Die bisherige Festlegung auf 11 Fahrtenpaare 
hatte bei notwendigen Taktabweichungen oder Verdichtungen aufgrund des Be-
rufs und Ausbildungsverkehrs häufig tagsüber größere Lücken im Regeltakt zur 
Folge. Die Attraktivität des ÖPNVs hängt jedoch stark von seiner Verfügbarkeit 
ab. Diese wird als umso attraktiver wahrgenommen, wenn ein einheitlicher, 
leicht einprägsamer und durchgängiger Takt besteht; zudem steigt sie mit der 
Taktdichte. Die Erhöhung der Mindestbedienung schafft hier größere Spielräu-
me. Darüber hinaus wird der Freizeit- und Einkaufsverkehr an Samstagen zu-
sätzlich gestärkt. Eine Anpassung des Basisangebots für Kleinstorte < 400 Ein-
wohnern ist nicht vorgesehen. Hier soll das Basisangebot von (4/0/0) mit dem 
Schwerpunkt der Abdeckung des Ausbildungsverkehrs weiterhin in gleichem 
Umfang erhalten bleiben. 
 
Finanzielle Auswirkung für den Landkreis: ca. 267.800€/Jahr (gem. aktueller So-
lidarfinanzierung nach Einwohnerschlüssel)  
 
 

4.3. Umsetzungszeitpunkt der Angebotserweiterungen  
Der frühestmögliche Zeitpunkt, eine Umsetzung der Angebotserweiterungen zum Fahr-
planwechsel im Dezember 2021 unmittelbar nach der Beschlussfassung des Landkreises 
Böblingen zur Fortschreibung des Nahverkehrsplan, erscheint auf Grund der Auswirkungen 
der Corona Krise als verfrüht. 
 
Eine spätestmögliche Umsetzung im Zuge der Neuvergaben der einzelnen Linienbündel, 
jeweils zum Fahrplanwechsel im Dezember 2023 bis 2029 hätte zur Folge, dass die Ange-
botserweiterungen zum Teil erst in 9 Jahren realisiert würden. Der beabsichtigte positive 
Effekt der Angebotserweiterungen würde dadurch stark geschmälert. Dies hält die Verwal-
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tung ebenfalls für nicht sinnvoll.  
 
Mit der Corona-Krise ist die Fahrgastnachfrage im ÖPNV gesunken. Nach zunächst starken 
Rückgängen um über 70 % gegenüber dem Niveau 2019 erholt sich die Nachfrage zwi-
schenzeitlich wieder und liegt bei ca. 40 – 50 % des früheren Volumens. Für den Herbst 
wird ein weiterer Anstieg erwartet. Es wird allerdings davon ausgegangen, dass das Nach-
frageniveau von 2019 voraussichtlich erst in 2023 wieder erreicht werden wird.  
Damit gehen gravierende, für die Verkehrsunternehmen zum Teil existenziell bedrohende 
Einnahmeverluste einher. Im VVS waren dies zuletzt im Mai 30 % bzw. ca. 12 Mio. €. Der 
vom Land beschlossene Rettungsschirm i.H.v. 200 Mio. € für den öffentlichen Verkehr mit 
Bahnen und Bussen soll die Einnahmeausfälle aufgrund des drastischen Rückgangs der 
Fahrgäste und somit den Wegfall der Ticketeinnahmen sowie der Kündigungen der Abon-
nements kompensieren. Der systemrelevante öffentliche Verkehr soll dadurch stabilisiert 
und sichergestellt werden.  
Insofern hat aktuell die Sicherung des bestehenden ÖPNV-Angebots Vorrang. Zugleich soll-
te die Weiterentwicklung in angemessener Weise vorangetrieben werden. Dies ist wichtig, 
um an die positive Entwicklung der Fahrgastzahlen der letzten Jahre wieder anzuschließen 
und diese nachhaltig zu sichern.  
 
Eine zeitgleiche Umsetzung der geplanten Angebotserweiterungen im ganzen Landkreis 
könnte der Nachfrageentwicklung nach der Konsolidierung des Corona-Einbruchs einen 
Schub verleihen. Die Verwaltung hält daher eine Umsetzung zum Fahrplanwechsel im De-
zember 2023 für angemessen. Bei vorzeitiger positiver Entwicklung des Fahrgastniveaus 
sowie der finanziellen Rahmenbedingungen wird eine frühere Umsetzung angestrebt. Die 
jährlichen Kosten von ca. 1,5 Mio. € würden bei planmäßiger Umsetzung im Wesentlichen 
erstmals im Jahr 2024 zu Buche schlagen. Über den Zeitraum der 2. Vergaberunde von 
2023 bis 2030 betrachtet, würde der Landkreis in Angebotserweiterungen ca.10,4 Mio. € 
investieren. In Abwägung gegenüber den nicht zur Umsetzung vorgeschlagenen Varianten 
würden diese mit 13,3 Mio. € (frühestmöglicher Umsetzungszeitpunkt) und ca. 7,7 Mio. € 
(spätestmöglicher Umsetzungszeitpunkt) zu Buche schlagen. Auf dieses Vorgehen hat sich 
die Verwaltung mit den Mitgliedern des Ältestenrats am 17.06.2020 verständigt. 
 
5. Ergänzung der Regelungen zur kreisinternen ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung 

 
Die heutige kreisinterne ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung (kreFi) regelt, in welcher Form 
sich Landkreis und Kommune die Kosten teilen. Sie basiert auf den Kreistagsbeschlüssen 
vom 23.03.2015 (KT-Drucksache 002/2015) sowie 20.11.2017 (KT-Drucksache 005/2017/2) 
und ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt: 
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Die bestehende kreFi muss hinsichtlich folgender zwei Punkte ergänzt werden: 
 

1. Zubestellungen zu eigenwirtschaftlichen Verkehren und Nettoverträgen sowie  
2. Finanzierungsverantwortung für die vorgeschlagenen Angebotserweiterungen 

 
An den Kosten kommunaler Zubestellungen beteiligt sich der Landkreis mit 50%, wenn der 
VVS deren verkehrliche Sinnhaftigkeit bestätigt und 5-10 Fahrgäste pro Fahrt prognostiziert. 
Im Gegenzug sind dem Landkreis die Erlöse gegenzurechnen.  
 
Der Kreistagsbeschluss zur kreFi vom 23.03.2015 ging zum damaligen Zeitpunkt von Brut-
to-Verkehrsverträgen aus. Zubestellungen zu eigenwirtschaftlichen Verkehren (ohne öffent-
liche Zuschüsse) und Nettoverträgen waren damals nicht absehbar. Diese Regelungslücke 
gilt es zu schließen. 
 
Während bei Bruttoverträgen der Landkreis das Erlösrisiko trägt, liegt es bei eigenwirt-
schaftlichen Verkehren und Nettoverträgen beim Verkehrsunternehmen. Demzufolge 
sind bei Zubestellungen die Erlöse dem Verkehrsunternehmen zuzuscheiden. Die Verwal-
tung schlägt daher in diesen Fällen - nach Abzug der Erlöse von den Kosten der Zube-
stellung - eine 50%-ige Beteiligung des Landkreises an der verbleibenden Differenz, 
dem Zuschuss vor. Dies entspricht dem Geiste des Kreistags-Beschlusses vom 
23.03.2015 zur kreFi, verkehrliche Verbesserungen unter bestimmten Voraussetzungen zu 
50% mitzufinanzieren.  
 
Aufbauend auf die Systematik der bestehenden kreFi soll auch die Finanzierungsverantwor-
tung für die vorgeschlagenen, unter Ziffer 4 erläuterten Angebotserweiterungen festgelegt 
werden. Entsprechend den heutigen Regelungen der kreFi schlägt die Verwaltung hierfür 
eine 100 %-Finanzierung durch den Landkreis ohne kommunale Finanzierungsbeteili-
gung vor.  
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Die quantitative Angleichung der genannten an- und abdienenden Busverkehre an die Aus-
dehnung des S-Bahn-Taktes (S. Ziffer 4, Angebotserweiterungen Nr. 1 - 4) knüpft an die 
bisher schon vom Landkreis zu 100% finanzierte Auffüllung der verlässlichen S-Bahn-
Zubringer an, die Erhöhung der Mindestbedienung im Basisnetz an das heute zu 100 % 
vom Landkreis bzw. den Verbundlandkreisen solidarisch finanzierte Basisangebot. 
 
Dieser Vorschlag entspricht auch der verbundweiten Tendenz.  
 
Eine Übersicht zur künftigen, angepassten ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung findet sich in 
der nachfolgenden Tabelle:  
 

 
 
Die heutige als auch die künftige, angepasste ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung sind zudem 
in Anlage 4 grafisch dargestellt. 
 
Die Beschlussfassung zur vorgestellten Ergänzung der Regelungen zur kreisinternen 
ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung ist parallel zur Beschlussfassung der Fortschreibung des 
NVP im März 2021 vorgesehen. 
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6. Zeitplan und weiteres Vorgehen  

 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat am 08.05.2020 einen Antrag auf Anpassung des 
Zeitplans zur Fortschreibung des Nahverkehrsplans gestellt, wonach die Einbringung des 
NVP-Entwurfs erst im Herbst 2020 und die Abstimmung im Frühjahr 2021 erfolgen soll (An-
lage 5). Im Abstimmungsgespräch der Verwaltung mit den Fraktionsvorsitzenden am 
25.05.2020 präzisierte Herr Mundle den Antrag dahingehend, dass dieser darauf abziele, 
die Anhörungsfrist über den September 2020 hinaus zu verlängern. Die beabsichtigte Ein-
bringung in den UVA am 13.07.2020 werde unterstützt. 
 
Vor dem Hintergrund dieses Antrags sowie unter Berücksichtigung eines vorsorglichen An-
trags der Stadt Sindelfingen auf Fristverlängerung bis zum 31.10.2020 hat die Verwaltung 
im Ältestenrat am 17.06.2020 einen angepassten Zeitplan (Anlage 6) vorgelegt, der Zu-
stimmung fand. Die Anhörungsfrist wird um einen Monat auf Ende Oktober 2020 verlängert. 
Den Trägern öffentlicher Belange wird damit ausreichend Zeit eingeräumt, sich zu äußern. 
Zudem ermöglicht es eine angemessene Bürgerinformation. Nach Zusammenfassung, Prü-
fung und Bewertung der eingegangenen Anregungen in einer Synopse sowie ggf. Einarbei-
tung in den Nahverkehrsplan sind die Beratung des Beschlussentwurfs im UVA sowie die 
Beschlussfassung im Kreistag im März 2021 vorgesehen. Dem Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen wird somit Rechnung getragen. 
 
7. Zusammenfassung 

 
Der NVP wurde 2015 zuletzt fortgeschrieben. Er soll alle 5 Jahre auf seinen Fortschrei-
bungsbedarf hin geprüft werden. Diese Prüfung hat ergeben, dass eine Fortschreibung auf-
grund rechtlicher Verpflichtungen aus dem PBefG heraus (Herstellung vollkommener Barri-
erefreiheit) sowie wegen weitere Gründe (insb. Anpassung der Linienbündel und Linien-
steckbriefe für die 2. Vergaberunde der Busverkehre, geplante Angebotserweiterungen im 
Busverkehr und Einbindung neuer Mobilitätsformen) notwendig ist.  
 
Die Verbundlandkreise haben sich in bewährter Weise bei der Fortschreibung ihrer Nahver-
kehrspläne untereinander abgestimmt, um das Angebotsniveau möglichst verbundeinheit-
lich gleich zu gestallten. Der NVP des Landkreises Böblingen wird als erster fortgeschrie-
ben. Er soll nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens bis Ende Oktober 2020 voraus-
sichtlich im März 2021 beschlossen werden. Die anderen VBLK werden ihre Nahverkehrs-
pläne bis zum Dezember 2021 ebenfalls fortschreiben.  
 
Neben der Thematik Barrierefreiheit ist die verbundweit abgestimmte Aufnahme von fünf 
quantitativen Angebotserweiterungen ein wesentlicher Bestandteil der Fortschreibung. Zu-
sätzlich zur Erhöhung bei der Mindestbedienung des Basisangebots sind aufgrund ihrer 
hohen Nachfragepotentiale Verbesserungen bei den Verlässlichen S-Bahn-Zubringern so-
wie die Einführung eines Verlässlichen Regionalzug-Zubringers (hier Schönbuchbahn) vor-
gesehen. Die Angebotserweiterungen sollen unter Berücksichtigung der Auswirkungen der 
Corona-Pandemie zeitgleich im ganzen Landkreis zum Fahrplanwechsel im Dezember 
2023 umgesetzt werden. Bei vorzeitiger positiver Entwicklung des Fahrgastniveaus sowie 
der finanziellen Rahmenbedingungen wird eine frühere Umsetzung angestrebt. Für den be-
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absichtigten positiven Effekt der Angebotserweiterungen würde der Landkreis ca. 1,5 Mio. € 
jährlich investieren.  
 
Des Weiteren soll die ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung zwischen Landkreis und Kommu-
nen ergänzt werden. Aufbauend auf den bisherigen Regelungen soll eine festgestellte Re-
gelungslücke bei Zubestellungen bei Nettoverträgen und eigenwirtschaftlichen Verkehren 
geschlossen werden. Für die geplanten Angebotserweiterungen soll der Landkreis die allei-
nige Finanzierungsverantwortung übernehmen. Die Beschlussfassung zur Anpassung der 
Finanzierungsabgrenzung ist parallel zur Beschlussfassung des Nahverkehrsplans im März 
2021 geplant.  
 
IV. Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Kosten für die Arbeiten des VVS am NVP belaufen sich auf insgesamt 72.000,- € zzgl. 
gültiger MwSt.. Sie verteilen sich auf die Jahre 2020 und 2021 und fallen beim Sachkonto 
44530030, Zuschüsse ÖPNV-Maßnahmen an. 
 
Die Kosten für die angestrebten Angebotserweiterungen belaufen sich voraussichtlich auf 
ca. 1,5 Mio. Euro pro Jahr. Sie sind im Jahr der Umsetzung (voraussichtlich zum Fahrplan-
wechsel im Dezember 2023) anteilig mit ca. 62.000 € und ab den darauffolgenden Haus-
haltsjahren in voller Höhe beim Sachkonto 44530030, Zuschüsse ÖPNV-Maßnahmen ein-
zuplanen.  
  
 

 
Roland Bernhard    
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Anlage 2: Anregungen zum Entwurf 3. Fortschreibung des Nahverkehrsplans Landkreis Böblingen 
(Drucksache 082/2020)   
 
 

Synopse der vorliegenden Anregungen 
Vorschlag der Verwaltung für die Einarbeitung in den Nahverkehrsplanentwurf 
 

SPD-Kreistagsfraktion Böblingen 

Freie-Wähler-Kreistagsfraktion Böblingen 

DIE-LINKE-Kreistagsfraktion Böblingen 

Bürgeraktion Unsere Schwarzwaldbahn (B.A.U.S.) Bahnverbindung Calw - Renningen (- Stuttgart) 

 

 
Hinweis von … Anregung Stellungnahme 

Berücksichtigung 
im NVP 

1 SPD-Kreistagsfraktion 
Böblingen 

Allgemein 

  Verbesserung der Zuverlässigkeit 

  Bessere und schnellere Information 
der Fahrgäste 

  weiterer Ausbau 

  Für Rollkofffer braucht es einen Standard, sollen 
wie Kinderwägen auf Treppen geführt werden 
können. 

  Ampelvorrangschaltungen deutlich ausbauen, 
den ÖPNV-Weg sichern 

  Günstigeres Stadtticket für kleinere Städte 
und Gemeinden einführen 

  Spezielle Tarife (z.B. Stadtticket BB-Sifi) 
besser bekannt machen 

  Image von Bus und Bahn deutlich verbessern; 
Vorteil verdeutlichen 

  Zentren einrichten, nette Depots (wie nette Toi-
lette) zum Einkaufsgepäck, wo der Transport 
z. B. in den Teilort unterstützt wird  

  mehr innerörtliche RegioRad-Stationen (sind 
diese nur am Bahnhof vorhanden, ergibt das 
kaum Sinn) 

Die Aufgabenträger und Verkehrsunterneh-
men 
im VVS sind bemüht, den ÖPNV weiter 
zu optimieren. Dies betrifft die dargestellten 
Kriterien Zuverlässigkeit (= Pünktlichkeit), 
Verbesserung des Fahrgastinformation sowie 
den generellen Ausbau des Angebots. 
Tarifliche Verbesserungsmöglichkeiten und 
Ideen werden permanent geprüft und im Ta-
rifausschuss 
des VVS abgewogen. Die Einführung 
spezieller Angebote (wie z.B. Stadttickets) 
werden seitens des VVS beworben. 
Die VVS-Marketingabteilung tut dies mit gro-
ßem 
Engagement, was in Stuttgart und in der 
Region dem ÖPNV bereits heute ein gutes 
Image verschafft. 
Die Einrichtung von Mobilitätspunkten oder 
„Mobilitäts-Hubs“ wird begrüßt. Dazu gehört 
auch die Schaffung von ausreichend Fahr-
rad- 
Leihstationen. Der Landkreis und der 
VVS unterstützen solche Bemühungen gerne 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 

Empfehlungskategorien: 

1) Im NVP-Entwurf enthalten 
2) Übernahme 
3) Modifizierte Übernahme 
4) Keine Übernahme 
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beratend. Die Umsetzung ist jedoch Sache 

der jeweiligen Gemarkungskommune. 

2 SPD-Kreistagsfraktion 
Böblingen 

On Demand Systeme 
Chancen der Digitalisierung nutzen! 

  So muss z.B. der Bus nur dann nach Mönchberg 
fahren, wenn das auch zu einem Fahrgastwech-
sel führt. 

  Ein Ruftaxi soll nicht zwingend mindestens 60 
Minuten vor der Fahrzeit bestellt werden müs-
sen, das ist aktuell so im VVS. Der Fahrgast 
kann oft gar nicht so lang im Voraus planen 
(wenn z. B. eine S-Bahn verpasst wurde). 

  Evtl. autonome Busverbindung in Ringen, die 
Böblingen und Sindelfingen verbindet und auch 
Außenbezirke ansteuert vergleichbar der Tübin-
ger Planung 

„Im Sinne einer Stärkung eines zum klassi-
schen Individualverkehr alternativen Mobili-
tätsverhaltens setzt sich der Landkreis gene-
rell für eine möglichst weitreichende Verknüp-
fung des öffentlichen Nahverkehrs mit ande-
ren Mobilitätsformen ein. Neben Fahrzeug- 
Verleihsystemen sind hierbei zukünftig, inso-
fern ein entsprechendes Angebot im Land-
kreis Böblingen besteht, auch App-basierte 
Ride-Sharing-/On-Demand-Verkehre zu be-
rücksichtigen. Diese können, insbesondere 
im Nahbereich, das System des öffentlichen 
Nahverkehrs unterstützen und insgesamt at-
traktiver machen. Allerdings ist eine Konkur-
renzierung der klassischen Linienverkehre zu 
vermeiden. Es gilt daher ein Kooperationsge-
bot auch für diese Verkehrsangebote, zudem 
bedürfen sie einer Lizensierung (behördliche 
Genehmigung) durch den 
ÖPNV-Aufgabenträger bzw. der ÖPNV-Ge-
nehmigungsbehörde.“ (NVP-Entwurf Kapitel 
4.1.7). 
Ruftaxis müssen aktuell bis zu 60 Minuten 
vor Fahrtbeginn telefonisch bestellt werden. 
Im Landkreis Böblingen können Ruftaxis ein-
fach und bequem auch über die VVS-App, im 
Internet über die VVS-Fahrplanauskunft so-
wie telefonisch gebucht werden. Die aktuell 
noch relativ lange Vorlaufzeit für die Bestel-
lung von Ruftaxis hängt einerseits mit der 
Disposition, andererseits aber auch mit der 
teils relativ langen Anfahrtzeit der Taxis zum 
Abholpunkt zusammen. 

Im NVP-Entwurf 

enthalten 

3 SPD-Kreistagsfraktion 
Böblingen 

Busse 

  Haltestellen sind zu überprüfen. In Gültstein fährt 
der Bus schon immer gleich und berücksichtigt 
keine neuen Wohngebiete. 
 

  Der NVP enthält eine Erschließungsana-
lyse, in der ggf. neu entstandene Er-
schließungslücken bewertet und ggf. ge-
schlossenwerden. 
 

Im NVP-Entwurf 

enthalten 
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  Busse müssen besser auf Anschlüsse warten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  Es muss klar sein, wo wann was (wieviele Sitz-
plätze) fährt 
 
 

  Gäufelden, Jettingen und andere Gäu-Gemein-
den: Anpassung des Busverkehrs an den S-
Bahn-Takt 

  Umlaufbedingt ist die Möglichkeit des Ab-
wartens von Anschlüssen zeitlich be-
grenzt. Nichtsdestrotz wurden die Vorga-
ben zur Anschlusssicherung restriktiver-
gefasst und sollen im Zuge der kommen-
den Vergaben verbindlich vorgegeben 
und kontrolliert werden. „Im Zu- und Ab-
bringerverkehr mit Bussen werden in be-
trieblich vertretbaren Grenzen Anschlüsse 
an übergeordnete ÖPNV-Verkehrslinien 
(Regionalzugverkehr, S-Bahn-Linien, 
Stadtbahn-Linien, im Regionalverkehr 
auch zu Buslinien) sichergestellt. Insbe-
sondere im Spätverkehr wird der An-
schluss-Sicherung höhere Priorität als der 
Pünktlichkeit eingeräumt. Soweit Busli-
nien verknüpft sind, werden Fahrplanän-
derungen mit dem Landkreis und der VVS 
GmbH abgestimmt. Die abgestimmten 
Standards zur Anschlusssicherung müs-
sen umgesetzt werden. Durch die rech-
nergestützten Betriebsleitsysteme (RBL-
Systeme : Rechnergstützte Betriebleitsys-
teme dienen dem Informationsaustausch 
zwischen Fahrzeug und Leitstelle / der 
Signalisierung sowie dem Anzeigen von 
Echtzeit-Fahrplandaten in Zügen, Bus-
sen, an Haltestellen und in elektronischen 
Fahrplänen).und den verkehrsmittelüber-
greifenden Austausch der Ist-Daten sind 
die grundlegenden technischen Voraus-
setzungen geschaffen, eine Bahn-Bus- 
(bzw. Bus-Bus-) Anschlusssicherung 
durchzuführen. Diese technischen Mög-
lichkeiten sind zwingend zu nutzen. Die 
Busunternehmen überprüfen darüber hin-
aus, ob die Fahrer die Vorgaben zur An-
schlusssicherung umsetzen, sodass eine 
hohe Verlässlichkeit hergestellt werden 
kann.“ (NVP-Entwurf Kapitel 6.3.4) 
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  Gäugemeinden: 
Einführung eines dauerhaften 15-Minuten-Takts 
 
 
 
 

  Busfahrer: Sind im Großen und Ganzen in Ord-
nung, sollten aber alle wenigstens Fragen der 
Fahrgäste beantworten können, z.B. wo der An-
schlussbus abfährt usw. (Sprachkenntnisse und 
Fahrplankenntnisse) 

  Ist in den Fahrplänen dargestellt. Die Ge-
fäßgrößen sind i.d.R. so bemessen, dass 
kein Fahrgast zurückbleiben muss. 
 

  Die Fahrpläne der Buslinien werden so 
konzipiert, dass am Bahnhof auf das 
übergeordnete Schienenverkehrsmittel 
(meist die S-Bahn) umgestiegen werden 
kann. Dabei ist am Knoten Herrenberg zu 
berücksichtigen, dass zum einen der 15-
Minuten-Takt der S-Bahn aufgrund des-
Fernverkehrs auf der Gäubahn auch zu-
künftig Lücken aufweisen wird, zum ande-
ren nur durch die Abstimmung der Bus-
verkehre auf den Haupttakt zusätzliche 
Anschlüsse an die Regionalzüge Rich-
tung Stuttgart, Tübingen und Horb herge-
stellt werden können. 
 

  Sofern diese Linien verlässliche S-Bahn-
Zubringer sind, soll auf diesen – wie in 
der Auftaktveranstaltung am 12. Februar 
2020 dargestellt – der 15-Minuten-Takt in 
der HVZ zur Umsetzung kommen. 
 

  Die Anforderungen an den Kundenservice 
sind in Kapitel 6.3.5 dargestellt. Gute 
Deutschkenntnisse und lokale Netzkennt-
nisse sind zwingende Qualifikationen für 
Fahr- und Verkaufspersonal. 

4 SPD-Kreistagsfraktion 
Böblingen 

Bahnverkehr 

  Bei der Ammertalbahn ist in Herrenberg zu prü-
fen, ob diese bis Böblingen verlängert werden 
kann. Es braucht dort ein drittes Gleis wegen des 
ICs aus Singen. 

  Bahnhof Herrenberg: Der Bahnsteig 102 sollte 
verbreitert werden - oder beidseitiger Einstieg. 
Es müssen Kapazitäten für mehr Fahrgäste ein-
geplant werden. 

  Es ist bekannt, dass mit der Inbetrieb-
nahme des Filderbahnhofs und der dann 
vorgesehenen Umlenkung der Fern- und 
Regionalzüge der Gäubahn über den 
Flughafen Stuttgart zusätzliche Züge aus 
dem Landkreis Böblingen bis mindestens 
Stuttgart-Vaihingen benötigt werden. Das 
Land unterstellt hier bisher zusätzliche 
Regionalbahnen ab Horb, der VRS lässt 
zwischenzeitlich auch die Verlängerung 

Keine Übernahme 
(Aus den Untersu-
chungen 
ableitbare 
Maßnahmen würden 
zudem über den Be-
trachtungszeitraum 
des NVP weit hinaus 

reichen.) 



Seite 5 von 16 

  Bahnhof Herrenberg: Die Treppe (101/102 zu 
2/3) in Herrenberg muss breiter werden. 

  Bessere Vertaktung mit den Nachbarverkehrs-
verbünden wie z.B. NALDO (kritische Schnitt-
stelle in Herrenberg) 

  Bessere zeitliche Abstimmung von S1 und Am-
mertalbahn 

  Verlängerung der S1 über Herrenberg hinaus 

  Barrierefreiheit am Bahnhof Gäufelden 

  Auch beim Ausfall von Bahnen soll ein flexibleres 
Schienenersatzverkehrskonzept (SEV) greifen. 
So kann ein Stadtbus SEV fahren und ein Taxi 
übernimmt den Stadtbus (Rochade-Verfahren). 

  Erhalt der Gäubahn 

  Verlängerung der Schönbuchbahn bis Tübingen 

  Von Weil der Stadt (oder später Calw) braucht es 
schnelle Züge, die bis mindestens bis Feuerbach 
durchzubinden sind 

  S60: 15-Minuten-Takt sowie Nachtbahnen 

  VVS-S-Bahn-Netz: Ringstrukturen verstärken 
auch zur Entlastung des Nadelöhrs Universität 

einer zusätzlichen S-Bahn-Linie ab 
Schwabstraße bis Böblingen oder Ehnin-
gen prüfen. Anstelle zusätzlicher Regio-
nalbahnen ab Horb wäre theoretisch auch 
eine Verlängerung der Schönbuchbahn o-
der der Ammertalbahn bis Stuttgart-Vai-
hingen denkbar. Im Rahmen der geplan-
ten Potenzialstudie des Landkreises wer-
den deshalb die verkehrlichen Wirkungen 
einer Verlängerung der Schönbuchbahn-
untersucht. Eine vergleichbare Betrach-
tung der Ammertalbahn wäre ggf. denk-
bar in einer zweiten Untersuchungsstufe, 
wenn das hierfür genutzte regionale Ver-
kehrsmodell – wie geplant – um die Nach-
barlandkreise der Region erweitert wor-
den ist. Diese Untersuchungen dienen 
aber ausschließlich der Unterstützung der 
Meinungsbildung des Landkreises bezüg-
lich der Planungen von Bund, Land oder 
VRS. Ein ggf. notwendiger Ausbau der 
Gäubahn fällt nicht in die Zuständigkeit 
des Landkreises und ist deshalb auch für 
Festlegungen im NVP nicht relevant. Pla-
nungen Dritter können als Randbedin-
gung dort nachrichtlich dargestellt wer-
den, wenn sie hinreichend konsolidiert 
sind. Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass ein möglicher Ausbau der Gäubahn 
weit über den Betrachtungszeitraum der 
aktuellen NVP-Fortschreibung hinaus 
reicht. 
 

  Die Fahrgastanlagen im Bahnhof Herren-
berg zur Anbindung der Gleise 101 und 
102 sind zweifellos eher sparsam dimen-
sioniert. Sicherheitsrelevante Vorfälle sind 
dem Landkreis jedoch nicht bekannt, sol-
chen ggf. entgegenzuwirken wäre auch 
Aufgabe der DB Station & Service AG. 
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Mögliche Drängeleien sind aktuell vermut-
lich auch auf die knappen Übergangszei-
ten zwischen Ammertalbahn und S-Bahn 
zurückzuführen. Hier wird mit dem Ab-
schluss des Ausbaus der Ammertalbahn 
auch eine gewisse Entspannung erwartet. 
 

  Die verschiedenen Verkehrsmittel am 
Bahnhof Herrenberg sind im Rahmen 
dessen, was die Infrastruktur erlaubt, be-
reits bestrmöglich aufeinander abge-
stimmt. Die vorübergehend nicht ganz op-
timale Situation ist im Wesentlichen durch 
recht kurzfristige Verschiebungen bei den 
S-Bahn-Fahrzeiten entstanden, auf die 
die anschließenden Linien nicht sofort an-
gepasst werden konnten. Im Busverkehr 
konnte dies im Rahmen der zwischenzeit-
lich erfolgten Neukonzeptionen bereinigt 
werden. Für die Ammertalbahn wird eine 
Entspannung der Übergänge erst nach 
deren Ausbau möglich sein. 
 

  Gemäß aktuellem Regionalverkehrsplan 
wird eine Verlängerung der S1 bis Bon-
dorf vom zuständigen Aufgabenträger 
VRS derzeit nicht weiterverfolgt. 
 

  Die Herstellung der Barrierefreiheit am 
Haltepunkt Gäufelden fällt in die Zustän-
digkeit der DB AG. Eine entsprechende 
Forderung wird vom Landkreis unterstützt 
und ist im NVP enthalten. (vgl. Ziffer 
4.1.3) 
 

  Die Organisation von Schienenersatzver-
kehren fällt in die Zuständigkeit der Schie-
nenverkehrsunternehmen. Auswirkungen 
auf andere Linienverkehre sind dabei zu 
vermeiden. Dem stehen auch vertragliche 
Bindungen der Verkehrsunternehmen 
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entgegen. 
 

  Vermutlich ist hier der Streckenabschnitt 
auf Stuttgarter Gemarkung angespro-
chen. Mit dem Nahverkehrsplan des 
Landkreises Böblingen kann hier kein 
Einfluss genommen werden. 
 

  Für den Bau einer Schienentrasse quer 
durch den Naturpark Schönbuch werden 
keine Chancen gesehen. Mit einer sol-
chen Strecke könnten auch kaum zusätz-
liches Siedlungsflächen angebunden wer-
den. Für die wichtige Relation Böblingen 
– Tübingen würden sich zudem keine-
Fahrzeitvorteile ergeben. 
 

  Die Einführung von Express-S-Bahnen 
auf der Linie S6 wird vom VRS bereits 
verfolgt.  
 

  Eine erste Untersuchung eines 15-Minu-
ten-Taktes auf der Linie S60 wurde vom 
VRS positiv beurteilt. Der VRS hat am 
22.04.2020 beschlossen die Geschäfts-
stelle zu beauftragen, einen Vertrag mit 
der DB über die erste Stufe der Planung 
verschiedener Maßnahmen, darunter der 
15-Minuten-Takt auf der S60, abzuschlie-
ßen. Eine Umsetzung innerhalb des Be-
trachtungszeitraums des aktuellen NVP 
ist nicht zu erwarten. 
 

  Der Ausbau des regionalen Schienennet-
zes fällt nicht in die Zuständigkeit des 
Landkreises Böblingen. Aus topographi-
schen, Naturschutz- und Akzeptanzgrün-
den ist auch der Neubau von Ringstre-
cken in nder Region Stuttgart kaum vor-
stellbar. Simulationsrechnungen zeigen 
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zudem, dass auch mit der vorhandenen 
bzw. in Bau befindlichen Netzstruktur 
noch Kapazitätsreserven aktiviert werden 
können. 

5 Freie Wähler Allgemeines: Notwendig ist eine moderne, klima-
schonende, barrierefreie und bezahlbare Mobilität. 
Dazu gehören der weitere Ausbau der S-Bahn, der 
Schönbuch- und Ammertalbahn sowie des Busver-
kehrs. Ebenso wird ein leistungsfähiges Radwege- 
und Straßennetz sowie den Ausbau der A 81 unter-
stützt. Das ÖPNV-Budget des Landkreises ist enorm 
gestiegen, z.B. in 2017 von 25 Mio. € auf 45 Mio. € 
in 2020. Zur VVS-Tarifzonenreform 2019 und zur 
Nullrunde 2019 wird nach wie vor gestanden. Wich-
tig sind auch bei der anstehenden NVP-Fortschrei-
bung Verbesserungen beim Angebot, Qualität und 
Zuverlässigkeit. Dann wächst der ÖPNV. Die we-
sentlichen Grundsätze für die notwendige Prüfung 
und Beurteilung, was verkehrlich notwendig und 
sinnvoll ist und zu den Kostenbeteiligungsgrundsät-
zen der betreffenden Gemeinden müssen auch künf-
tig gelten. 

Der Landkreis Böblingen und der VVS be-
obachten zusammen mit den übrigen ÖPNV-
Aufgabenträgern der Region Stuttgart die 
Verkehrsnachfrage und passen das Angebot 
proaktiv an. Im Betrieb wird auf hohe Qualität 
und Zuverlässigkeit (= Pünktlichkeit) geach-
tet. Wo es temporär Defizite gibt, wird aktiv 
nachgehakt und auf Abhilfe gedrängt. Z.B. 
bei anhaltenden S-Bahn-Verspätungen ma-
chen sich VVS-Geschäftsführer und die 
Landräte der Verbundlandkreise für die Wie-
derherstellung der Pünktlichkeit stark.  
Auf die Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen im 
Rahmen der Kostenbeteiligungsgrundsätze 
wird geachtet. Beim Anstieg des ÖPNV 
Budget ist zudem zu beachten, dass mit der 
Vergabe der Linienbündel die Kosten für die 
Finanzierung der Verbundstufe II vom Ver-
band Region Stuttgart auf die Verbundland-
kreise übergegangen ist. Darüber hinaus ist 
der Anstieg des Nettoresourcenbedarfs im 
ÖPNV-Budgets von ca. 24 Mio € (2017) auf 
ca. 36 Mio € (2020) im Wesentlichen auf die 
Erhöhung der Betriebskostenumlagen an die 
Zweckverbände und den VRS und den Zu-
schuss zur Tarifzonenreform zurückführen. 

Keine 
Übernahme 

(erforderlich) 

6 Freie Wähler Allgemeines: Erhöhung des Basisangebots durch 
den Kreis; damit bekommen Kommunen bessere fi-
nanzielle Handlungsspielräume um eigene Angebote 
zu realisieren 

Wie in der Auftaktveranstaltung zum NVP am 
12. Februar 2020 dargestellt, plant der Land-
kreis mit dem VVS weitreichende Angebots-
verbesserungen: 

  15-Minuten-Takt in der HVZ auf den 

verlässlichen S-Bahn-Zubringern von 
6:00 bis 8:30 und 16:00 bis 19:30 Uhr 

  30-Minuten-Takt samstags auf den 
verlässlichen S-Bahn-Zubringern 

Im NVP-Entwurf 

enthalten 
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  Verlässliche S-Bahn-Zubringer-Bedie-
nungsstandards gemäß ÖPNV-Pakt 
auch im Regionalzugbereich 

  Basisangebot-Erhöhung bei Linien 
der kleinsten Bedienungskategorie 
von 11 auf 15 Fahrtenpaare an Nor-
malwerktagen 

  Kein Einsatz von Ruftaxis mehr für die 
Erbringung von Standards für verläss-
liche S-Bahn-Zubringer und Basis-An-
gebot – stattdessen Busbetrieb 

  Standards für Verlässliche S-Bahn-
Zubringer auch für Regionalbahn-Zu-
bringer,die mindestens 4.000 Einwoh-
ner erschließen. 

7 Freie Wähler Allgemeines: 
Ausweitung des 15-Minuten-Takts der S-Bahn 

Ab dem Fahrplanwechsel im Dezember 2020 
wird es an Werktagen (Mo-Fr) einen ganztä-
gigen 15-Minuten-Takt geben. Die Aufgaben-
trägerschaft für die S-Bahn ist beim Verband 
Region Stuttgart (VRS). 

Keine Übernahme 
(erforderlich) 

 

8 Freie Wähler Zu Herrenberg: 

  Durchbindung der Linie 751 von Holzgerlingen 
über Hildrizhausen nach Herrenberg ist ein stim-
miges Konzept und sollte weitgehend als Ba-
sisangebot definiert sein. 

  Durchbindung der Linie 753 von Gärtringen/Nuf-
ringen nach Herrenberg ist analog dazu zu be-
trachten. 

  Aufnahme des neuen Citybus-Konzepts 
in den NVP 

  Verschmelzung der Tailfinger Linie 
mit der Linie 779 

Derzeit finden im Vorfeld der Neuvergabe 
des Stadtverkehrs Herrenberg Ende 2022 
Gespräche mit den betroffenen Kommunen 
zu dem hier skizzierten kombinierten Stadt-
/Regionalbuskonzept für Herrenberg statt, 
welche schon weit fortgeschritten sind. Deren 
Abschluss ist bis zur Verabschiedung des 
Nahverkehrsplans zu erwarten, so dass zu 
einem späteren Zeitpunkt im Verfahren diese 
Planungen in den Nahverkehrsplan übernom-
men werden können. Eine vollständige In-
tegration der Zusatzleistungen in das Ba-
sisangebot ist allerdings nicht möglich, so-
dass auch ein finanzieller Beitrag der Stadt 
Herrenberg erforderlich sein wird. 

Derzeit noch keine 
Übernahme 

(erforderlich) 

9 Freie Wähler Zu Rutesheim: Der Stadtverkehr Rutesheim (Linie 
655) wird gut angenommen. Er wird ja auch in ganz 
besonderer Weise unterstützt u.a. durch das seit 
2011 geltende, durch die Stadt subventionierte, sehr 
günstige 1-€-Ticket (gültig für das ganze Stadtgebiet 

Der Landkreis und der VVS begrüßen das 
Engagement für den ÖPNV der Stadt Rutes-
heim, insbesondere, was die Subventionie-
rung des Stadttickets und den barrierefreien 
Aus-/Umbau von Bushaltestellen angeht. 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 
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Rutesheim inkl. S-Bahnhof Rutesheim, einschließlich 
Umsteigen auf der Fahrstrecke, für Kinder bis 14 
Jahre nur 0,50 €). Ab 1.1.2021 wird in Rutesheim 
auch das VVS-StadtTicket in der vom VVS vorge-
gebenen Form gelten. 
Auch beim Umbau in barrierefreie Haltestellen ist 
man in Rutesheim gut vorangekommen. 
Erhebliche Zuwächse beim Stadtverkehr verspricht 
man sich von einem dichteren Takt des Stadtver-
kehrs, möglichst passend auf die Ankunfts- und Ab-
fahrtszeiten der S-Bahn am S-Bahnhof Rutesheim. 
Das Gute dabei ist, dass die S-Bahnen aus beiden 
Fahrtrichtungen hier nahezu zeitgleich verkehren. 
Der 15-Minuten-Takt in der HVZ wird deshalb sehr 
begrüßt. Für die Linie 767 Weissach – Renningen 
die Basisangebot-Erhöhung ebenso. 
Im Rahmen des Mobilitätskonzepts sind etliche 
Verbesserungsvorschläge gemeinsam mit Bürgern 
im Detail erarbeitet worden. Aufgrund des neuen Ge-
werbegebiets „Gebersheimer Weg“ mit rd. 700 Ar-
beitsplätzen ist die bessere Anbindung dieses Ge-
biets zu ergänzen. Entweder durch die Linie 655 
oder 653. Vorschlag ist, diese Anregungen anläss-
lich der NVP-Fortschreibung zu prüfen und soweit 
mittel- oder langfristig umsetzbar als Anregung auf-
zunehmen. Die Stadt Rutesheim wäre für eine di-
rekte Vorabstimmung des ÖPNV-Amts mit der Stadt 
vor der Beratung der abschließenden Stellungnahme 
der Stadt Rutesheim im GR im förmlichen Verfahren 
dankbar.  
Wie bereits zuletzt im UVA am 16.3.2020 angeregt, 
wird darum gebeten, die Richtlinie für einheitlich 
gestaltete barrierefreie Bus-Haltestellen zeitnah 
an die Kommunen zu versenden (z.B. mit Auffin-
destreifen). Dass die barrierefreien Bushaltestellen 
wie derzeit im Landkreis BB in einzelnen Details so 
unterschiedlich ausgeführt sind, ist nicht gut. Dazu 
passt auch die Ausstattung der Bus-Haltestellen mit 
DFI-Light-Anzeiger. Diese sind relativ kostengünstig, 

 
 
 
 
 
 
 
Die Notwendigkeit eines dichteren Takts im 
Stadtverkehr Rutesheim wird angesichts des 
sehr dichten Verkehrsangebots in der Rela-
tion Rutesheim – Leonberg nicht gesehen. 
Mit Blick auf die Verbindung in aus Richtung 
Böblingen/Sindelfingen scheint allerdings 
eine Taktverschiebung des Stadtverkehrs (Li-
nie 655) um 15 Minuten angezeigt. 
 
 
Das Gewerbegebiet „Gebersheimer Weg“ 
liegt bereits vollständig innerhalb der Halte-
stelleneinzugsbereiche der bestehenden 
Bushaltestellen Schillerstraße und Siemens-
straße und gilt somit als vom ÖPNV vollstän-
dig erschlossen. Ggf. könnte eine bessere 
Einbindung in den Linienverkehr dennoch-
sinnvoll sein, wozu das Landratsamt zusam-
men mit dem VVS gerne zu Gesprächen be-
reit steht. 
 
 
Der Landkreis Böblingen und der VVS setzen 
sich dafür ein, dass ein barrierefreier Um-/ 
Ausbau von (Bus-)Haltestellen nach einheitli-
chen Maßstäben im Sinne der in ihrer Mobili-
tät eingeschränkten Fahrgäste erfolgt. Die 
VVS-Empfehlungen für den barrierefreien 
Bau von Bushaltestellen stehen kurz vor Ihrer 
Fertigstellung (Stand: 21. April 2020). Mit ei-
ner Veröffentlichung auf den Landkreis- und 
VVS-Internetseiten ist noch im Mai 2020 zu 
rechnen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übernahme 
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weil ohne Tiefbauarbeiten. Der VVS hat ein Pro-
gramm aufgelegt, an dem die Stadt sich beteiligt hat. 
2020 sollen die Anzeiger hier installiert werden. 

10 Freie Wähler Um Schönaich herum gibt es ein sehr gutes ÖPNV-
Netz. Waldenbuch ist Richtung Leinfelden-Echterdin-
gen sehr gut angebunden. Holzgerlingen und Weil 
ist gut erreichbar mittelbar oder unmittelbar über die 
Schönbuchbahn. Für Schönaich selbst gilt das nicht. 
Nur die Direktverbindungen nach BB funktionieren 
gut. Der Zu- und Abstrom zur S1 Goldberg ist unat-
traktiv gestaltet. Zudem ist das Gewerbegebiet (mit 
mehreren hundert Arbeitsplätzen) sehr unattraktiv 
angebunden. Die Panzerstraße ist zu den Hauptver-
kehrszeiten zu. Das wird auch der Ausbau der Ver-
kehrsknoten Richtung Kaserne nicht ändern. Dieser 
liegt ohnehin aktuell auf Eis. Man muss Menschen, 
die auf die Panzerstraße angewiesen sind, von der 
Straße runter bekommen. Deshalb wäre eine Ex-
pressbuslinie zwischen Goldberg und Schönaich 
und Schönaich Ortszentrum – Goldberg gut. Dies 
wurde bereits beim Landrat platziert. 
Es gibt (nur) eine weiterführende Schule: die JB-Re-
alschule. Diese sollte erhalten bleiben. Dafür ist 
mindestens 2-Zügigkeit vonnöten. Dafür werden 
auch Schüler von außerhalb benötigt. Vor dem Fahr-
planwechsel gab es (bei stetig weiter sich verbes-
serndem Ruf der JBR) sehr viele Steinenbronner 
Schüler. Jedoch sind diese nun weggebrochen, weil 
durch den Fahrplanwechsel die Anbindung sehr un-
attraktiv geworden ist. Nun ist es einfacher, nach 
Leinfelden-Echterdingen zu fahren. Es werden bes-
sere Andien-Zeiten benötigt. 

Schönaich ist mit mehreren Buslinien sowohl 
in das Bus-Hauptnetz (Böblingen) als auch in 
das Bus-Ergänzungsnetz (Steinenbronn, 
Waldenbuch, Weil im Schönbuch und Sindel-
fingen-Goldberg) des Landkreises Böblingen 
sehr gut eingebunden. Von den in der Auf-
taktveranstaltung am 12. Februar 2020 vor-
gestellten weitreichende Angebotsverbesse-
rungen (siehe Punkt 6.) werden zukünftig 
auch die durch Schönaich verkehrenden Bus-
linien profitieren.  

 

Die bereits bestehende Buslinie 734 verkehrt 
zwischen Schönaich und Goldberg bereits 
auf dem direkten Linienweg, so dass eine Be-
schleunigung derselben nur durch einen teil-
weisen Verzicht auf deren Feinerschließung 
innerhalb Schönaichs realisiert werden 
könnte.  

 

Beim Nahverkehrsplan handelt es sich um ei-
nen Rahmenplan, welcher nicht die detail-
lierte Ausgestaltung der Fahrpläne umfasst. 
Durch die Abstimmung des Busverkehrs auf 
weiterführende Bahnanschlüsse könnte das 
Problem ggf. auch durch eine ohnehin vor-
rangige Anpassung der Unterrichtszeiten an 
den ÖPNV gelöst werden. 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 

11 Freie Wähler Renningen bzw. Leonberg: Wiederaufnahme der 
Linie 747 bis Renningen in den NVP 

Eine Wiederaufnahme dieser Linie in den 
NVP ist maßgeblich von der Nachfrageent-
wicklung abhängig, welche sich nach Umset-
zung einer Neukonzeption Mitte 2020 positiv 
entwickeln könnte. „Mit Verlängerung der Li-
nie 747 nach Renningen besteht die Chance, 
dass diese Verbindung den Nachfragegrenz-
wert erreicht und als Ergänzungsverbindung 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 
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in der Nahverkehrsplanung aufgenommen 
werden könnte. Dies soll im Jahr 2023 unter-
sucht werden.“ (siehe NVP-Entwurf Kapitel 
6.3.4) 

12 Freie Wähler Nufringen: Zum einen wurde vom VVS die Linie 
753, die auch in unser Nufringer Gewerbegebiet 
führt, ohne vorherigen Kontakt mit der Gemeindever-
waltung, überraschend auch für die Wochenarbeits-
tage auf den Wochenendfahrplan umgestellt, 
wodurch jetzt zahlreiche Fahrten ausfallen und sich 
dort zahlreiche Firmen beschweren, warum man 
dies auch noch in der Corona-Krise macht. Die Kom-
mune ist damit nicht einverstanden. Zum anderen 
wünscht die Fraktion die VVS-Empfehlung, wonach 
zukünftig auch die Integration der Polizeihochschule 
in die Linie 753 erfolgen soll. Es gibt mitten in Nufrin-
gen, beidseitig an der Hauptstraße, bereits eine voll-
ständig vorbereitete barrierefreie Bushaltestelle, wo 
man nur noch die Informationen an den Beschilde-
rungspfosten anbringen muss.  

Die Einführung von Notfahrplänen im Pande-
miefall ist nicht Gegenstand des NVP. 

 

 

 

 

 

Im Vorfeld der Inbetriebnahme der Polizei-
hochschule Herrenberg im Juni 2020 fanden 
Gespräche mit den betroffenen Kommunen 
zu deren ÖPNV-Anbindung durch die verlän-
gerte Buslinie 753 statt. Diese konnten vor 
kurzem zu einem positiven Abschluss ge-
bracht werden. Im Weiteren kann zu einem 
späteren Zeitpunkt im Verfahren die Neukon-
zeption in den Nahverkehrsplan übernommen 
werden. Derzeit werden die Zustimmungen 
der Gremien der Kommunen sowie des Land-
kreises eingeholt. (vgl. KT-DS 088/2020) 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 

13 Freie Wähler Aidlingen: Es geht darum eine Busverbindung zwi-
schen den Gemeinden Aidlingen und Gärtringen zu 
etablieren. Die Gemeinderatsfraktionen beider Ge-
meinden haben inhaltlich gleiche Anträge an den je-
weiligen Gemeinderat gerichtet, mit dem Ziel die 
Verwaltungen zu beauftragen die zeitnahe Machbar-
keit zu prüfen, mit dem Landratsamt zu verhandeln 
und danach umzusetzen. Der Gemeinderat in Aidlin-
gen sollte darüber am 19.3.2020 befinden, der Ge-
meinderat Gärtringen am 31.3.2020. Beide Sitzun-
gen wurden wegen der CORONA-Krise abgesagt. 
Die Bürgermeister Fauth in Aidlingen und Thomas 
Riesch in Gärtringen unterstützen das Vorhaben. Für 
beide Gemeinden wäre es ein deutlicher Schritt in 
die richtige Richtung, zudem ist es ein hervorragen-
des Beispiel interkommunaler Zusammenarbeit; 

Für die Aufnahme einer solchen Linie in den 
NVP ist die zu erwartende Nachfrageentwick-
lung maßgeblich. Im Falle einer solchen Bus- 
Ergänzungsverbindung müsste hierfür eine 
gewisse Bündelung vorhandener Verkehrs-
ströme gegeben sein. Die Gemeinde Aidlin-
gen verfügt bereits Richtung Süden über eine 
solche Bus-Ergänzungsverbindung, welche in 
Ehningen auch mit der S1 in Richtung Her-
renberg verknüpft ist. Somit besteht zwischen 
Aidlingen und Gärtringen bereits ein relativ 
gutes ÖPNV-Angebot, wenn auch mit Um-
steigezwang in Ehningen. Die Einrichtung ei-
ner weiteren Bus-Ergänzungsverbindung von 
Aidlingen aus in Richtung Süden (in concreto 
Gärtringen) könnte dazu führen, dass auf der 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 
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auch durch die erwarteten Synergieeffekte. Die 
Freie-Wähler-Fraktion der Kommunen bittet die 
Kreistagsfraktion, dieses Anliegen im UVA zu plat-
zieren und sich für diese sinnvolle Einrichtung einzu-
setzen. 

bestehenden Relation Aidlingen – Ehningen 
zukünftig der für die Aufnahme in den NVP 
erforderliche Nachfragegrenzwert wieder un-
terschritten wird. Es ist fraglich, ob dauerhaft 
in beiden Korridoren (Aidlingen – Ehningen 
und Aidlingen – Gärtringen) eine ausrei-
chende Fahrgastnachfrage erzielt werden 
kann. Zur weiteren Beurteilung des Sachver-
halts sind weitere Analysen erforderlich. „Die 
Gemeinden Aidlingen und Gärtringen haben 
eine Führung der Linie 768 nach Gärtringen 
statt einer Linienführung nach Ehningen zur 
Prüfung vorgeschlagen. Diese Prüfung soll 
frühestens vor der nächsten Vergabe vorge-
nommen werden. Durch die damit verbun-
dene Schwächung der Achse Aidlingen – 
Ehningen wäre dabei aber zu erwarten, dass 
diese Relation ihren Status als Ergänzungs-
verbindung mit einem entsprechenden Ba-
sisangebot (15 / 0 / 0 Fahrtenpaare) verliert.“ 

(NVP-Entwurf Kapitel 6.3.4) 

14 Freie Wähler Leonberg: Die Linie 747 fährt momentan von Stutt-
gart-Vaihingen bis Warmbronn. Da weniger als 10 
Personen den Bus genutzt haben, ist er jetzt aus 
dem NVP raus. Leonberg hat sich überlegt, wie die 
Linie verändert werden könnte, damit eventuell so-
gar ein eigenwirtschaftlicher Verkehr daraus wird. 
Zunächst soll es jedoch über Zuschüsse laufen. Nun 
ist die Linie in Abstimmung mit dem VVS bis zum 
Bahnhof Renningen verlängert worden und auf die 
Bahnen, sowie auf unsere Schulzeiten (wir haben ei-
nige Schüler aus Warmbronn) abgestimmt worden.  
Eigentlich war die Einführung für den 1.4.2020 ge-
plant, aber Corona-Krise hat einen Strich durch die 
Rechnung gemacht. Leonberg hat den Start nun auf 
Herbst verschoben. Mit den Änderungen werden die 
10 Personen wieder erreicht (es war jetzt wohl schon 
knapp) und damit sollte die Aufnahme in den NVP 
wieder erfolgen. Hier der Link zum Konzept von Le-

Eine Wiederaufnahme dieser Linie in den 
NVP ist maßgeblich von der Nachfrageent-
wicklung abhängig, welche sich nach Umset-
zung der erwähnten Neukonzeption Mitte 
2020 positiv entwickeln könnte. „Mit Verlän-
gerung der Linie 747 nach Renningen be-
steht die Chance, dass diese Verbindung den 
Nachfragegrenzwert erreicht und als Ergän-
zungsverbindung in der Nahverkehrsplanung 
aufgenommen werden könnte. Dies soll im 
Jahr 2023 untersucht werden.“ (siehe NVP 
Entwurf Kapitel 6.3.4) 

Keine Übernahme 

(erforderlich) 
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onberg: https://www.leonberg.de/ratsinformations-
sys-
tem/vo020?1&VOLFDNR=1149&refresh=false&sel-
faction=print  
 

15 DIE LINKE Allgemeines: Die Fraktion DIE LINKE ist grundsätz-
lich für einen Ausbau des ÖPNV, mit dem Ziel, den 
Individualverkehr zu reduzieren, und mehr Men-
schen dazu zu bewegen, öffentliche Verkehrsmittel 
zu benützen. Es müsste geprüft werden, welche die-
ser Strecken am meisten vom Berufsverkehr betrof-
fen sind, denn diese hätten unseres Erachtens Vor-
rang. 

Wie in der Auftaktveranstaltung zum NVP am 

12. Februar 2020 dargestellt, plant der Land-
kreis mit dem VVS weitreichende Angebots-
verbesserungen (siehe Nr. 6). Bei den Maß-
nahmen haben grundsätzlich Zeiten und 
Räume großer Nachfrage Vorrang. In anders 

gearteten Bereichen wird ein verlässliches 
Grundangebot etabliert. 

Im NVP-Entwurf 

enthalten 

16 DIE LINKE Ideen der DIE-LINKE-Fraktion: 

  Verlängerung der Stadtbahnlinie U6 von Ger-
lingen über Höfingen oder Leonberg-Mitte über 
Gebersheim über Rutesheim usw.   somit könn-
ten parallel zur S-Bahn noch mehr arbeitende 
Menschen auf die Schiene umschwenken 

  Eine Tangential-Verbindung als Stadtbahn 
von Ludwigsburg über Leonberg bis zum Flugha-
fen (also um den Stuttgarter Speckgürtel)   Es 
gibt überhaupt noch keine direkte Schienenver-
bindung zwischen LB - BB - S – ES   vor dem 
1. Flug am Morgen können die Fluggäste mit der 
U-Bahn zum Flughafen fahren (bis jetzt gibt es 
nur die S-Bahn und den Bus, aber beide fahren 
nicht vor dem 1. Flug am Morgen) 

  Stadtbahn-Abzweiger nach Calw von der Tan-
gential-Verbindung von Ludwigsburg über Leon-
berg bis zum Flughafen   die Ludwigsburger 
und die Stuttgarter und die Esslinger könnten mit 
nur 1 Mal umsteigen in den Schwarzwald fahren. 

  In der geplanten Potenzialstudie des 
Landkreises soll eine Stadtbahnver-
längerung von Gerlingen nach Leon-
berg untersucht werden. Für eine 
Weiterführung einer solchen Strecke 
in Richtung Rutesheim werden jedoch 
keine ausreichenden Potenziale gese-
hen, da die Fahrzeiten der Stadtbahn 
selbst für Ziele in den Stuttgarter Au-
ßenbezirken gegenüber der S-Bahn 
nicht konkurrenzfähig sind. Ange-
sichts der geplanten Express-S-Bah-
nen auf der Linie S6 dürften auf die-
sem SBahn-Streckenast auch künftig 
ausreichende Kapazitäten zur Verfü-
gung stehen. 
 

  Der VRS plant, nach Modernisierung 
des Signalsystem im S-Bahn-Kern-
netz (ETCS) eine der aus Ludwigs-
burg kommenden S-Bahn-Linien bis 
zum Flughafen zu verlängern. Mit der 
Inbetriebnahme von Stuttgart 21 ent-
stehen zudem umsteigefreie Regio-
nalzugverbindungen zwischen dem 
Landkreis Ludwigsburg und dem 

Keine Übernahme 
(Aus den Untersu-
chungen ableitbare 
Maßnahmen würden 
zudem über den Be-
trachtungszeitraum 
des NVP weit hinaus 

reichen.) 

https://www.leonberg.de/ratsinformationssystem/vo020?1&VOLFDNR=1149&refresh=false&selfaction=print
https://www.leonberg.de/ratsinformationssystem/vo020?1&VOLFDNR=1149&refresh=false&selfaction=print
https://www.leonberg.de/ratsinformationssystem/vo020?1&VOLFDNR=1149&refresh=false&selfaction=print
https://www.leonberg.de/ratsinformationssystem/vo020?1&VOLFDNR=1149&refresh=false&selfaction=print
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Flughafen sowie dem Landkreis Böb-
lingen. Eine periphere Stadtbahnver-
bindung wäre hier zeitlich keinesfalls 
konkurrenzfähig. Seit Dezember 2018 
bietet die S-Bahn Stuttgart zudem be-
reits eine Flughafen-Frühanbindung 
an, mit der die ersten Abflüge aus al-
len Netzteilen sicher erreicht werden 
können. 
 

  Vom VRS wird bereits eine Verlänge-
rung der S6 bis Calw angestrebt. 
Selbst wenn die Verlängerungsstre-
cke vorrangig von Express-S-Bahnen 
bedient werden sollte, die in Stuttgart-
Feuerbach enden, könnte Calw so-
wohl von Ludwigsburg als auch von 
Stuttgart aus – ggf. auch über Leon-
berg - mit einem einmaligen Umstieg 
erreicht werden. Eine zusätzliche 
Stadtbahn wird hierfür nicht benötigt. 

17 Bürgeraktion 
Unsere Schwarzwald-
bahn (B.A.U.S.) 
Bahnverbindung Calw - 
Renningen (- Stuttgart) 

Anregungen zur Weiterentwicklung des Schienen-
verkehrs im Kreis Böblingen und Umgebung – neue 
Stadtbahnverbindungen: 

  (S-Vaihingen – S-Lauchhau) – S-Büsnau – Leon-
berg – Rutesheim 

  Herrenberg – Nagold 

   (Böblingen –) Dettenhausen – Tübingen (gerad-
linig über Pfrondorf) 

(Dettenhausen -) Böblingen – Grafenau – Calw/Weil 
der Stadt (- Merklingen) 

  In der geplanten Potenzialstudie des 
Landkreises sollen Stadtbahnverlän-
gerungen von Gerlingen/Ditzingen 
nach Leonberg und von Stuttgart-Vai-
hingen nach Sindelfingen untersucht 
werden. Für eine Stadtbahntrasse 
durch das Landschaftsschutzgebiet 
Glemstal werden jedoch keine ausrei-
chenden Potenziale gesehen, da 
Stuttgart-Vaihingen über die Buslinie 
X60 und den Verkehrsknoten Univer-
sität inzwischen sehr zügig erreicht 
werden kann. Zudem weist die Busli-
nie 92, die diese Relation derzeit 
schon bedient, ein sehr überschauba-
res Fahrgastaufkommen auf. 
 

Keine Übernahme 
(Aus den Untersu-
chungen ableitbare 
Maßnahmen würden 
zudem über den Be-
trachtungszeitraum 
des NVP weit hinaus 

reichen.) 
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  Die Verbindung Herrenberg – Nagold 
soll ggf. in einer zweiten Stufe der Po-
tenzialstudie betrachtet werden. 
 

  Für den Bau einer Schienentrasse 
quer durch den Naturpark Schönbuch 
werden keine Chancen gesehen. Mit 
einer solchen Strecke könnten auch 
kaum zusätzliches Siedlungsflächen 
angebunden werden. Für die wichtige 
Relation Böblingen – Tübingen wür-
den sich zudem keine Fahrzeitvorteile 
ergeben. 
 

  Mit dem Ausbau der Herrmann-
Hesse-Bahn und der später ange-
strebten Einbeziehung in das Netz der 
S-Bahn Stuttgart sowie der längerfris-
tig durchaus wahrscheinlichen Ver-
dichtung der S-Bahn-Linie S60 sind 
die Verbindungen Calw/Weil der Stadt 
– Böblingen/Sindelfingen mit Umstieg 
in Renningen mit hohen Taktfrequen-
zen und kurzen Reisezeiten abge-
deckt. Füre eine zusätzliche Stadt-
bahn durch das Schwippetal fehlen 
deshalb entscheidende Fahrgastpo-
tenziale. 
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Neue Liniensteckbriefe des Nahverkehrsplans 
 
Beispiel 1: Mehrere Linien mit teilweise gleichem Linienweg 
 

 
 
Beispiel 2: Wenn es auf dem Abschnitt nur eine Linie gibt 
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Erklärungen zu den Spalten Status Quo (Fahrplan 2020) , BA / ÖP 
(verkehrliches Mindestniveau) und Ausreichende Verkehrsbedienung 

 
 
1. Ausdifferenzierung der Spalte Status Quo (Fahrplan 2020) 
 
Der Status quo (Fahrplan 2020) beinhaltet auf einzelnen Linien Leistungen, die 
bezüglich der Finanzierung einen besonderen Hintergrund haben: 
 

a) Mehrleistungen aus eigenwirtschaftlichen Anträgen (EWM) 
 

Bei einigen eigenwirtschaftlichen Anträgen haben Busunternehmen Zusatzleistungen 
beantragt, welche nicht eingefordert wurden. Damit wären diese Leistungen weder 
vom Landkreis noch von den betroffenen Kommunen finanziert worden. Bei diesen 
Leistungen muss gesondert geprüft werden, ob diese im folgenden Vergabeverfahren 
eingefordert werden oder ob diese Leistungen wieder entfallen können. Um zu 
dokumentieren, welche Leistungen des Status quo (Fahrplan 2020) Mehrleistungen 
aus eigenwirtschaftlichen Anträgen sind, sollen diese in den Liniensteckbriefen 
gesondert dargestellt werden (Kürzel: EWM – siehe Beispiel 1). 
 

b) Kommunale Zubestellungen (KZu) 
 

Der Status quo enthält auf einigen Linien auch Kommunale Zubestellungen (Kürzel: 
KZu – siehe Beispiel 2). Diese werden, sofern sie vom VVS als verkehrlich sinnvoll 
eingestuft sind, zu 50 Prozent vom Landkreis kofinanziert. Auch bei diesen Leistungen 
wird im folgenden Vergabeverfahren gesondert geprüft, ob die betroffenen Kommunen 
eine weitere Beauftragung dieser Leistungen wünschen und diese auch über die 
anstehende Genehmigungslaufzeit finanzieren wollen.  
 
2. Ausdifferenzierung der Spalte BA / ÖP (verkehrliches Mindestniveau) 
 
Auch beim verkehrlichen Mindestniveau ist eine Ausdifferenzierung in Leistungen des 
Basisangebots (Kürzel: BA) und des ÖPNV-Paktes (Kürzel: ÖP – nur auf 
Verlässlichen-S-Bahn-Zubringern) vorgesehen. 
 
3. Ausreichende Verkehrsbedienung 
 
Für die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit 
Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr ist der Landkreis, gemäß § 8 
Abs. 3 Satz 1 PBefG in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Satz 1 ÖPNVG, als Aufgabenträger 
zuständig. Die Anforderungen an die ausreichende Verkehrsbedienung definiert er 
nach § 8 Abs. 3 Satz 2 PBefG in einem Nahverkehrsplan. 
 
Die ausreichende Verkehrsbedienung ist in Kapitel 6.4 auf der Basis der einzelnen 
Linie bzw. Verkehrsräume dargestellt. Die ausreichende Verkehrsbedienung setzt sich 
zusammen aus dem jeweiligen Maximum der folgenden Angebotsvolumina: 
 

  Status quo ohne verkehrliche Verbesserungen aus eigenwirtschaftlichen Anträgen: 
Einige Linienbündel im Landkreis werden derzeit auf der Basis 
eigenwirtschaftlicher Verkehrsgenehmigungen betrieben. I.d.R. wurden im 
davorliegenden Genehmigungsverfahren vom Verkehrsunternehmen zusätzliche 
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Verkehrsleistungen beantragt, welchen keine Finanzierungsabsichten der 
öffentlichen Hand vorausgingen. Insofern ist unklar, ob diese Leistungen auch 
künftig erbracht werden sollen bzw. erbracht werden können. Aus diesem Grund 
sind diese Leistungen kein Bestandteil der ausreichenden Verkehrsbedienung. Im 
Rahmen der Vorbereitung einer anstehenden Neuvergabe sollen diese Leistungen 
aber nochmals vertieft betrachtet werden. Dabei stimmt der Landkreis mit den 
betroffenen Kommunen ab, ob diese Leistungen künftig als kommunale 
Zubestellungen eingefordert werden sollen. 

 

  Verkehrliches Mindestniveau: Dieses setzt sich aus dem Maximum des 
Basisangebots und des Standards für verlässliche S-Bahn-Zubringer zusammen.  

 
Die dargestellten Festlegungen schließen eine abschließende Präzisierung oder 
Korrektur dieser Anforderungen im Rahmen einer den wettbewerblichen Verfahren 
vorgeschalteten Vorabbekanntmachung nicht aus. Über die Finanzierung der 
ausreichenden Verkehrsbedienung wird auf die Ausführungen unter Ziffer 4 in dieser 
KT-Drucksache 082/2020 verwiesen. 
 
 
 
 
Die Kostenteilung zwischen den Kommunen und dem Landkreis bei erforderlichen 
Betriebskostenzuschüssen ist nicht im Nahverkehrsplan, sondern im Kreistags-
Beschluss vom 23. März 2015 geregelt. Anpassungen und Erweiterungen sind 
ebenfalls in eigenen Kreistagsbeschlüssen zu fassen. Auf diesen Umstand wird hier 
explizit hingewiesen, da die im NVP ausgewiesene ausreichende 
Verkehrsbedienung auch Leistungen umfasst, die von den Kommunen 
zubestellt wurden. Sollen diese Leistungen auch in der folgenden Vergabe 
eingefordert werden, müssen sie auch weiterhin zubestellt und von den 
Kommunen mitfinanziert werden. Die Integration dieser kommunal zubestellten 
Leistungen in die Ausreichende Verkehrsbedienung nimmt der Landkreis vor, 
um diese Leistungen bei etwaigen eigenwirtschaftlichen Anträgen zu schützen. 
Würde der Landkreis die kommunal zubestellten Leistungen nicht als Teil der 
Ausreichenden Verkehrsbedienung darstellen, bestünde das Risiko, dass 
Busunternehmen ein Linienbündel ohne diese kommunal zubestellten 
Leistungen beantragen und eine Genehmigung erhalten kann. Dies soll – im 
Sinne der Kommunen – vermieden werden.  
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Bestehende kreisinterne ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Künftige, angepasste kreisinterne ÖPNV-Finanzierungsabgrenzung: 
 
 
 

Basisangebot 
ÖPNV-Pakt 2014 

Angebotserweiterungen 

Basisangebot 
ÖPNV-Pakt 2014 

Angebotserweiterungen 

Überörtliche Linien Stadtverkehr 



 

   

Fraktionsvorsitzender 
Roland Mundle 
Höhenstraße 20 
71069 Sindelfingen 
07031-674874 
rolandmundle@t-online.de 
 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 
Heidrun Behm 
Schramberger Straße 45 
71034 Böblingen 
07031-273972 
heidrunbehm@gmx.de 

Heidrun Behm, Dr. Stefan Belz, Cornelia Epple, Gloria Graf, 
Petra Herter, Dr. Antonia Hildebrand, Dr. Frank Löhlein, Roland 
Mundle, Dr. Maria Rapp, Jens Uwe Renz, Dr. Thomas Ritter, 
Lea Salemi, Joachim Schätzle, Annegret Stötzer-Rapp, Klaus 

Wankmüller, Angie Weber-Streibl (Kassenbeauftragte) 
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Herr Landrat 
Roland Bernhard 
Landratsamt Böblingen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Antrag:  
Veränderung des Zeitplanes für die Fortschreibung des Nahverkehrsplanes 
 
 
Sehr geehrter Herr Landrat Bernhard, 
 
unsere Fraktion beantragt, die bisher veröffentliche Zeitschiene für die Fortschrei-
bung des Nahverkehrsplanes zu ändern. 
Die Einbringung sollte ab dem Herbst passieren, die Abstimmung darüber im Früh-
jahr 2021 verlegt werden. 
 
 
Begründung: 
 
In Zeiten des Klimawandels ist es aus unserer Sicht unvermeidbar, die Kommunen in 
die Fortschreibung des Nahverkehrsplanes eng ein zu binden. 
In vielen Kommunen werden aktuell Mobilitätskonzepte erarbeitet, diese haben aus 
unserer Sicht nur dann die erhoffte Wirkung, wenn sie auf die Fortschreibung des 
Nahverkehrsplanes abgestimmt sind. 
Da die bisher herausgegebenen Zeitschiene die aktuelle Corona- Krise nicht berück-
sichtigt und dadurch die nötigen Abstimmungen nicht möglich sind, beantragen wir 
eine Aktualisierung der Zeitschiene. 
 

Für die Fraktion 

 

Jens Uwe Renz 
 (Fraktionssprecher Umwelt- und Verkehrsausschuss)  

KREISTAGSFRAKTION BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Roland Mundle Höhenstraße 20 71069 Sindelfingen 
 

 

 

KREISTAGSFRAKTION 

 
Roland Mundle 

Fraktionsvorsitzender 

 
Höhenstr. 20 
71069 Sindelfingen 
  07031-674874 
  0172-8111185 

rolandmundle@t-online.de 

 

Bearbeiter/-in: 

 
 
Böblingen, 08.05.2020 
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Zeitplan der Nahverkehrsplanfortschreibung 
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